
•; » • ■)■”■

Rat ft aus - Korrespondenz
Herausgegeben vom Wiener Magistrat , Magistrats - Direktion - Pressestelle

Men | , Neues Rathaus , 1 . Stock , Tür 8 a / / Fernspreeher -Nr . : B 40 -500 , Klappe 013 , 042 und 041

Für den Inhalt verantwortlich : Hans Riemer

22 . März 1948 Bl alt 308

Zur Verhandlung vor dem Verfassungsgerichtsnof

Am lS . ds . M . verhandelte der Verfassungegerichtahof über

einen Antrag der Gemeinde Wien , durch den ein positiver ICcmoen-

tenzkonflilct zwischen den Bundesministerium für Justiz und der

Gemeinde Wien entschieden werden soll . Es handelt sich um die

Frage , ob das Bundesministerium oder die Gemeinde Wien iur aie

Besorgung der Jugendgerichtshilfe kompetent ist . ,
In dieser Angelegenheit hat " Der Abend " in seiner Ausgabe

vom 18,ds . M . einen Bericht veröffentlicht , aer einige Unrichtig¬

keiten enthält , die durch nachstehende Zuschrift richtiggestellt

werden mußten:
« In dem Artikel " Ein Streit , der viel kostet und niemand

nützt . Ist die Jugendgerichtshilfe ein Monopol ? " in Ihrer Aus¬

gabe vom 18 . ds # M . werden zwei Behauptungen ausgestellt , die u . i

richtig sind und daher richtig gestellt werden müssen . Sie be¬

haupten im zweiten Absatz , daß ciie Verhandlung vor dem Vcrfas

sungsgorichtshof am 18 . ds . K . bereits die zweite Verhandlung über

diesen Rechtsstreit war . Eies ist unrichtig , denn die ^ e Angele¬

genheit wurde in der am 18 . ds,M . durchgeführten Verhandlung vom

Verfassungsgerichtshof zum erstenmal behandelt.

1$ dritten Absatz wird behauptet , daß der Vertreter der

Stadt Wien Ihrem Berichterstatter auf die Frage , welche Beeeu-

iung die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes für die von

der Jugendgerichtshilfe betreuten Jugendlichen haben werde , er¬

klärt hätte , daß es sich um einen reinen Kompetenzkonflikt hand¬

le und es für die Jugendlichen gleich bleibo , wer aus diesen

Konflikt als Sieger hervorgehe#
Der Vertreter der Wiener Landesregierung bei dieser Ver¬

handlung logt Wert darauf , festzustellen , daß ihm von Ihrem Be¬

richterstatter wohl diese Frage vorgelegt worden sei , daß er sie
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^oer nicht so beantwortet habe , wie dies in Ihrem Aufsatz behaup¬

tet wird * Er hat in seiner Antwort an Ihren Berichterstatter

wohl festgestellt , daß es sich in der zur Entscheidung gestell¬

ten Angelegenheit um . einen reinen Kompetenzkonflikt , also um die

Austragung einer Rechtsfrage handelt , er hat es aber mit dem Be¬

merken , hier nur der juristische Vertreter der Stadt Wien zu

sein , abgelehnt , zu dem zweiten Teil der an ihn gerichteten

Präge eine Äußerung zu geben *
’»

Grundsätzlich ist dazu noch zu bemerken , daß er sich bei

Aufrollung und Austragung dieser Frage durchaus nicht um eine
überflüssige und mutwillige Rechthaberei handelt * Es handelt sich

vielmehr darum , daß der höchste Gerichtshof der Republik zur Ent¬

scheidung einer Frage des Öffentliehen Rechtes angerufen wurde * .

Es enspricht den Grundsätzen der Demokratie und ist eine

ihrer großen Errungenschaften , daß divergierende Rechtsauffas-

sungen dem zuständigen Gerichtshof zur Ent & cheidung vorgelegt

werden.

Die Budget - Debatte im Wiener Gerneinö erat

Der Voranschlag für 1948

Die Verhandlungen über den Voranschlag ' der Gemeinde Wien

Er führte aus:
Der Voran

lic3a beeinflußt.
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lohn- und Preissteigerungen im Jahre 1947 ? die im Preis - und

lohnübereinkommen vom 10 . August 1947 ihren vorläufigen Abschluß

gefunden haben , und durch das Währungsschutzgesetz . Pas Finanz-

ausgleichsgesotz , das erst im Jänner 1948 beschlossen wurde , war

die Ursache ? daß die Vorlage erst so spät - dem Gemeinderatos un¬

terbreitet worden kann . So sehr das Übereinkommen über die Abga¬

benteilung den Charakter eines Kompromisses trägt und so wenig

darin die berechtigten Ansprüche der Gemeinde Wien befriedigt

wuraon? so hat es doch einen entscheidenden und grundlegenden

Fortschritt gegenüber dem bisherigen zustande gebracht . Während

bis 1947 alle Länder und Gemeinden neben den geringen im Vorhin¬

ein bestimmten Finanz Zuweisungen aus Bundesmitteln, , die im Vor¬

anschlag eingesetzt werden konnten , darauf angewiesen waren,

ihren ve 2nvaltungsauf ^ aja^ it^ roJar< Y.alXi ^<>minGn ujogorogolte , dezn

sen des Finanzi &inXstors überlassene . 2uwe -isungoh ' « u - . deoken , ist

jetzt an die Stelle der Willkür wieder ein demokratisches Recht

getreten , das den Umfang und die Aufteilung der gemeinschaftli¬

chen Steuern dos Bundes , der Länder und Gerneinücn genau regelt*
p&r stellt fest , daß Wien nach diesem FinäMötcsgleiohs-

“gesota 31 ‘ l ^ ^Lör aufzuteilenden Steuersumme erhält , aber damit

weit ' hinter dem einmal erreichten Anteil von 54 * 2 $ zurückbleibt
und selbst vor 1938 xuyoh. 31 > Q<£ der gemeinschaftlichen Abgaben
erreicht hat . Stadt rat Besch gab der Hoffnung Ausdruck * daß im

nächsten Finanzausgleichsgesetz nicht wieder nur für 1 Jahr be¬

schlossen worden wird und appellierte an alle im Gemeinderat
vertretenen Parteien , in ihrem Wirkungsbereich mitzuhelfen , daß
die - Gemeinde Wien im nächsten Abgabenteilungsgesetz das erhalte,
worauf sie auf Grund ihrer wirtschaftlichen und steuerlichen

kistungon für den Staat mit Kocht Anspruch erhobt.
Lio Preis - und Lohnerhöhungen des Jahres 1947 haben die

Ausgaben in allen Zweigen der Verwaltung bedeutend erhöht -, Liese
heisst ei gerungen , die bis zum Abschluß des Lohn - und Proisüber-
Quikommrons und zum Teil darüber hinaus anhalten , haben durch zwo
hstende die finanzielle Lago der Gemeinde besonders verschlech¬
tet , ■ • ■ ■' i <■g >v ^ 1' ■ ' :

Dadurch , daß die Einnahmen der Gemeinde an Steuern und
A^ abcn mit der Steigerung der Ausgaben nicht gleichen Schritt
oöfc -Jten haben . Steuern , die perzentuell an ihre Bemessungsgrund
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Steuer und die Vergnügungssteuer sind zwar mit - den Preisstei¬

gerungen mitgegangen , doch sind alle übrigen Tarife und Ansätze

und ein Teil der wesentlichsten Steuereinnahmen bis heute un¬

verändert geblieben * So wird z . B . die Grundsteuer heute noch

immer erst mit zwei Drittel der Einnahmen des Jahres 1937 ein-
gehoben , sodaß jeder Mieter Wiens für jeden Gold Schilling , den

er 1937 > an Grundsteuer bezahlt hat , heute 67 Groschen dos jetzi¬

gen Schillingwertes entrichtet * Aus anderen Gründen ist die

zweite Säule der Gemeindeeinnahmen seit 1938 , die Gewerbesteuer>

zurückgegangen . Noch im Voranschlag 1945 waren als Ertrag dieser

Steuer 110 Millionen Schilling veranschlagt . Wir rechnen im heu¬

rigen Jahr nur mit 50 Millionen Schilling , weil das Wegfällen
der Kriegs - und Rüstungsindustrie und die Herabsetzung des Pro¬

dukt ions umfang es ein solch starkes Absinken dieser Steuer be¬

wirkt haben.
Pie Gemeinde konnte nicht sc wie die Privatwirtschaft

sofort die Gebühren und Tarife ihre Betriebe ( nicht der Unter¬

nehmungen) und Anstalten den dem neuen Pr eisübe re inkommen ent¬

sprechenden Preisen angleichen , weil sic vorerst die Auswirkung
des Lohn- und Preisüberoinkonmions abv ; arten mußte und . diese Be¬

rechnungen haben viel Zeit erfordert . Die Gemeinde hat also noch
viele Monate lang die alten Gebühren und Tarife Gingehobeny
Wenn nun bei nachträglichen Richtigstellungen von den drei Kam¬
mern Wiens der ' Vorwurf erhoben wird , daß die Gemeinde Wien sich
eicht an das Preisübe re inkommen halte , so ist dieser Vorwurf
unberechtigt . Stadtrat Rosen teilt mit , daß er durch das Kon-
irollamt sämtliche Tarife und Preiserhöhungen seit 10 * August
-947 überprüfen ließ und stellte fest,daß in allen Pallen die
Preis- und Tarifanaätzo nur einmal an die Preiserhöhungen ange¬
blichen wurden und daß in keinem Pohle die Gemeinde Y/ien einen
33it dom Pr o i süb o r o inkommen rächt igge st eilten . Ansatz neuerlich
erhöht hat . Im August wurde der Wirtschaft bekanntlich zugestan-

daß durch ein sogenanntes Anhängeverfähren den damals gel¬
inden Preisen die Lohn - und Gehaltserhöhungen einschließlich
üer Erhöhungen der sozialen Lasten , di Rpstenverteuerung durch

Erhöhung von Gas , Strom , Pracht , Straßenbahn usw * und für
QHejdarüber hinaus zu erwartenden Kostenstoigonuigen , also für
dle Vorprodukte und für sonstige auch öffentliche Tarife und
Abgaben ein weiterer Zuschlag zugestanden wurde * Dieser Zuschlag
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dor j e nacli d . r Lohnintansität des Betriebes 10 bis 60 $ Preis-

Zuschlag möglich gemacht hat , hat zweifellos alle erst jetzt

vorgenommenen Erhöhungen städtrscnor Tarife vorweg genommen.

Hochweniger zutreffend , ist die Behauptung , daß der Strompreis,

dessen Erhöhung im Preisübereinkommen bis zu 50 $ über die Ansätze

des Jahres 1957 zugestanden war , um 80 $ erhöht worden sei . Rieh-

th '- ist , daß die Wiener E- Uerke im Jahre 1937 eine durchschnitt¬

liche Einnahme von 27 . 25 Groschen je Kwh erzielt haben und daß

die durchschnittliche Einnahme nach der Tarifej ^ hung im August

1947 voraussichtlich 35 . 36 Groschen je Kwh ausmachen wird . Bor

Strompreis ist also in Wien um nicht ganz 30 $ gegenüber dem

Jahre 1937 erhöht worden,
"

also weit weniger als dem Preisüber-

einkomcn entsprechend möglich gewesen wäre . Ich muß bezüglich

dar Verwaltung Wiens diese Vorwürfe der drei Kammern als völlig

unlwrechtütgt ^entscliiadon zurückwoisen.
~

Stadtrat Re- sch kam dann auf die Auswirkungen dos Wäh-

rungsschutzgdsotscs zu sprechen . Dieses hat , wie er ausfuhrte,
dor Stadt Wien bisher einen Betrag von 72 Millionen Schilling

gekostet ; 36 Millionen wurden abgoschöpft und 36 Millionen ge¬

sperrt , Dieser Betrag ist aber noch nicht endgültig , denn es

erfolgttinoch immer Steuerüberweisungen durch den Bund . Von die-

Betrügen wird aber immer nur die Hälfte überwiesen , weil der

Bund auf dem Standpunkt steht , daß auch davon ein Viertel abge¬

schöpft und ein Viertel gesperrt worden muß . Um dio Berechtig

gung dieser Maßnahmen wird gegenwärtig ein juristischer Streit

geführt , Aus diesem Grund kann über den Umfang der Kosten des

Währungsschutzgesetzes noch keine endgültige Zahl vorgelegt
werden.

Dio Stadt Wien hatte noch am 1 . Jänner des Vorjahres
oinon Kassenbestand von 304 Millionen Schilling . Durch die Ent¬

wicklung im Jahre 1947 ist dieser Kassonbestand auf 43 Millio-
n031 Schilling abgosunkon , wovon nur 28V2 Millionen Schilling
eigoncs Geld der Gemeinde sind . Als Betriebskapital sind die
^ 72 Millionen Schilling zweifellos zu gering und können kei-
ne sfalls als finanzielle Deckung irgend eines Abganges he ränge-
20 gen worden,

Dio Finanzlage ist durch zwei weitere Tatsachen ver¬
schärft worden . Vor 14 Tagen fand eine Aussprache mit dem Finanz-
minister statt , wobei dieser erklärte , daß die Einnahmen des
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Bundes in den beiden ersten Monaten dieses Jahres katastrophal

schlecht waren . Die Ursachen sind vor allem darin zu suchen , da

die Steuervoreinzahlungen vor Wirksamwerden des Währungsschutz ' -

gesetzes eine gigantische Höhe erreicht haben . Diese Vorein¬

zahlungen dürften 800 Millionen bis eine Milliarde Schilling

ausmachen . Eine weitere Ursache ist , daß im Abgabenteilungsge-
setz eine Erhöhung der Weinsteuer auf das zehnfache vorgesehen

und auch eine Erhöhung der Mineralölsteuer geplant ist . Diese

beiden Steuern können aber nach Ansicht des Pinanzministers in

nächster Zeit im Nationalrat noch nicht beschlossen werden.

Der Ertrag aus diesen beiden Steuern ist aber sohon ausgerech¬
net und im Abgabenteilungsgesetz berlicksiohtigt worden.

An die vom Pinanzminister seinerzeit abgegebene Er¬

klärung , daß mit einer günstigeren Entwicklung der Warenumsatz¬
steuer zu rechnen sein wird , knüpfte Stadtrat Besch die Hoff¬

nung , es möge sich die Produktion so stark erhöhen , daß der
Ausfall der beiden Steuern wettgamacht werden kann . Es wird
aller Kraft bedürfen , wenn es uns gelingen soll , in diesem «Jahr
die Ausgaben auf dem Maß zu halten , wie es im Voranschlag ange¬
nommen wird.

Der Ordentliche Voranschlag sieht 800 Millionen Ein¬
nahmen vor , das sind um 106 . 5 Prozent mehr Einnahmen als im
Jahr 1947 . Der Außerordentliche Voranschlag ist mit 815 . 000
Schilling angesetzt . Die Ausgaben im Ordentlichen Voranschlag
sind mit 861 . 5 Millionen um 90 Prozent höher als im Jahr 1947,
im Außerordentlichen Voranschlag mit 80. 3* Millionen um 52 Pro-
zsnt höher als 1947 . Der Abgang des Ordentlichen Voranschlages
beträgt also 61 . 2 Millionen gegenüber 70 Millionen im Vorjahr.
Im Außerordentlichen Voranschlag beträgt der Abgang 79 . 5 Millio
nen ° Insgesamt macht der Abgang eine Summe von 14017 Millionen
Schilling aus .

Der Redner ging sodann auf die einzelnen Geschäfts-
gruppen ein . Bei der G-eschaftsgruppo I - Personalangelegenhei-
tcn - sind die Einnahmen um 70 Prozent , di « Ausgaben von ^ 79 « 6
Millionen auf 129 . 3 Millionen , also um 62 Prozent gestiegen.

"tatsächlichen Personalausgaben haben mit 341 . 7 Millionen
§ e geniiber 203 . 4 Millionen im Jahr 1947 eine Steigerung um 70
Dozent erfahren , während zum Beispiel im Jahr 1937 nur 65 » 5
Millionen Schilling da für vorgesehen waren.
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Der personalstand der Gemeinde ist von 17 . 000 im Jahre 1937

auf' 38,000 im Jahr 1947 angestiegen . Biese Steigerung , ist zum

Teil berechtigt , zum Teil aber ein Erbe des aufgeblähten Ver¬

walt ungsap par at e s während des Krieges . Trotzdem wird es zu kei¬

nem unsozialen Zwang sab bau kommen.

Bei der Geschäftsgruppe II , .Finanzwesen , betragen die

Einnahmen 528 Millionen gegenüber 192 Millionen im Vorjahr . Bas

ist eine Erhöhung um 174 Prozent . Bia eigenen Einnahmen durch

Landes- und Gemeindeeb -gaben sind , mit 189 Millionen gegenüber

128 Millionen im Vorjahr nur um 78 Prozent erhöht angenommen.
Hier ist besonders die Lohnsuromensteuer von 14 Millionen auf

40 Millionen gestiegen . Bie Getränke Steuer soll das Breifache

statt 6 Millionen 18 Millionen einbringen # Verwaltungsabgaben
sind statt mit 2 Millionen im Jahr 1947 , mit 6 Millionen ange¬
nommen . Bie Gewerbesteuer ist um 10 Millionen Schilling höher

nämlich 50 Millionen angesetzt . Bie Vergnügungssteuer mit 2 4
Millionen gegenüber 18 Millionen im Vorjahr . Bie Anzeigenabgabe
ist ven 1 Million . auf 2 Millionen gestiegen . Bie Grundsteuer
und die übrigen Abgaben sind fast unverändert geblieben , Bie

Ausgaben sind von 22 Millionen auf 43 ^ 111 i onen .ge -sViegen . Bie
Sinnahmen bei der Vcr waltungsg ruppe ^ für Kultur — und Volksbil-

O0£h S gestiegen , da eine Erhöhung der Schul¬
gelder vor genommen wurde , Bie Ausgaben sind um 1 ^/2 Millionen ge
stiegen . Bei . der Verwaltungsgruppe Wohlfahrtsv/esen sinddie Ein¬
nahmen um 3 Millionen gesunken . Bieser Verlust ist aber nur
scheinbar , weil im Vorjahr noch eine Einnahmepost von 12 Millio
neu s als Rückvergütung vom Bund für den sogenannten Familien¬
unterhalt vorgesehen war . Auf der Ausgabenseite ergibt sich ein
Betrag von 124 Millionen S gegenüber 92 Millionen S im Vorjahre
Die Einnahmen der Verwaltungsgruppe Gesundheitswesen sind von

Millionen im Jahre 1947 auf 82 Millionen S angestiegen , also
^ Millionen , gegenüber Ausgaben von 128 Millionen S ( 1947:
^ Millionen S ) . Bas Befizit dieser Verwaltungsgruppe hat sich
Von 10 Millionen im Vorjahr auf 46 . 4 Millionen S erhöht , eine
ui Wicklung , die der Referent besorgniserregend nannte . Nur 64#
aer ^us Gaben unserer Krankenanstalten sind durch Einnahmen ge-

36 # müssen aus Steuereinnahmen der Gemeinde zugeschossen
werden.
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Der Referent kündigte in diesem Zusammenhang eine genaue Unter¬

suchungdea Verwaltungsapparates unserer Anstalten an , die der

amtsfiihrende Stadtrat , Vizebiirgermaister Weinberger , bereits ange¬
ordnet hat . Vor 1938 waren die Pondskrankenanstalten Eigentum eines

Fonds , der Bund war verpflichtet , das gesamte Defizit dieses Ponds

zu decken . Nach dem Jahre 1938 hat die Gemeindeverwaltung die Ponds-
krankenanstalten übernommen und das Deutsche Reich hat das Defizit

gedeckt . . Seit 1945 aber lohnt es der Bund ab , dieser Verpflichtung
aacJmücommen und nun muß die Gemeinde Wien den gesamten Abgang
decken . Der Referent betont , daß unsere Krankenhäuser nicht nur
der Bevölkerung von - Wien , sondern der gesamten Bevölkeruj ^ unseres
Landes und auch allen AusOLändŝ r/i -und PJLÜcJrtlöng &n^ dienen . ftir müs¬
sen es ablehnen , Lasten zu tragen , die die Gemeinde nie - getragen
hat . In den kommenden Verhandlungen mit dem Bund wird diese Ange¬
legenheit einen wichtigen Vorhandlungsgegenstand bilden müssen.

Bei -^iwj?;rV;»riv^ tuji ^ gxuj >jKi_ .Bauangolegenheiten sind die
Einnahmen̂ von - 24,8 Millionen auf 39,7 ^ Mi lldxua ^ ru~gj»a -tXage .rL . Die Aus¬
gaben , die in dieser Gruppe gebucht werden , sind von 69 au £^ 2J16' ' '

Killionen , also auf das Dreifache gestiegen . Die Gesamtziffern , die
zum Teil im außerordentlichen Budget , zum Teil in anderen Verwal-

^ ungsgruppen gebucht sind , betragen für bauliche Investitionen
,U3>3- ^ .^ iag^uiüb.ar 31,1 Millionen im Vorjahre , für Bauorhaltungßdarböx
t3 M7,5 gegenüber 13 Millionen und für gegen

insgesamt wird mit einem Bauaufwand von
,263,7 Millionen gegen 91 MiXLixxaosU- jküiilidng im Vorjahre , also mit
^ dreifachen Betrag gerechnet . Das bedeutet aber im Hinblick auf

wesentlichen Preissteigerungen keine Verdreifachung des Bau-
Pr °gramms , Trotzdem wird wesentlich mehr als im Jahre 1947 ge-^istet werden . Der Bauaufwand ist neben den sozialen Ausgaben • •
^ einzige Verwaltungspost , die keine Streichungen erfahren hat.
"n Wien wird jeder Ziegel , den die Gemeinde erhält , verbaut und
^ 0r Bauarbeiter beschäftigt werden . 28$ unserer Gesamtausgaben
msöhliaßüQk dar Ausgaben des ausserordentlichen Haushaltes wer-
n die Bautätigkeit ausgegeben.

5 bi
^ iQ ^ aa ^ os "^ en kal3en sich gegen 1937 auf ungefähr das

18 erhöht . Während im Jahre 1937 der Bau einer Klein-

Eetra
^ Un^ e ^ ^ r ^- 0 * 000 bis 12 . 000 S gekostet hat , ist nunmehr ein

j
^ VOn ^ 5 . 000 bis 80 . 000 S erforderlich , eine Steigerung , die
nam Mißverhältnis zu den Steigerungen der übrigen Industrie-

weiseat ■') >>+■ j •
» <* le nur das 3 bis 4 - facho ausmachen.
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Stadtrat Resch richtete an die Bauindustrie den Appel ]. ,
ihre Kalkulation zu überprüfen , denn die Herabsetzung des Bauauf¬

wandesbedeute nicht allein eine wesentliche finanzielle Entlastung
dar Gemeinde Wien , sondern sie würde buch bewirken * daß der Wie¬

deraufbau dieser Stadt beschleunigt durchgeführt werden könnte .
Bie Verwaltungsgruppe für Baubehördliche und sonstige

technische Angelegenheiten weist Einnahmen von 48,5 Millionen
Schilling auf , das ist eine Steigerung von 27 Millionen . Bie Aus¬

gaben sind um. 40,3 Millionen auf 86,1 Millionen gestiegen.
In der Verwaltungsgruppe Wohnungs - , Siedlungs - und

Kleingartenwesen betragen die Mehreinnahmen gegenüber 1947 3 Milli © -*
nan , das sind 16$ . Bie Ausgaben sind um 5,3 Millionen auf 23,3
Millionen , also um 30$ gestiegen . Während die Wohnhäuserverwaltung
im Jahre 1947 mit einem Aktivum von 800 . 000 S abgeschlossen hat,
ist sie im Jahre 1948 mit 1,3 Millionen passiv . Bieser Zustand ist
auf die Bauer nicht tragbar , und der amtsführande Stadtrat dieser
Gruppe hat bereits die entsprechenden Maßnahmen getroffen.

Bie Gruppe Wirtschaftsangelegonheiten weist mit höheren
Einnahmen um 3,8 Millionen eine Steigerung von rund 50 $ gegenüber
1947 auf , was vor allem auf die Gebarung der Bäckerei zurückzu-
iiihren ist . Biese , die bereits im Vorjahr einen aktiven Voran¬
schlag legte , ist ein Beweis dafür , daß man auch in der öffent¬
lichen Verwaltung konkurrenzfähig sein und bleiben kann . Bie Aus-
5- ben dieser Verwaltungsgruppe sind um 20 Millionen , also um unge¬
iähr 60$ gestiegen.

Bie Verwaltungsgruppe Ernährungsangelegenheiten sieht
sine Senkung der Einnahmen um 700 . 000 S auf 4,1 Millionen vor,
was allein auf den Wegfall das Bundeszuschussos zurückzuführen ist.

Ausgaben sind um 7 Millionen , das ist um 88 $ gestiegen.
In der Verwaltungsgruppe Allgemeine Verwaltungsange-

l eöcnheiten ist eine Einnahme Steigerung von 900 . 000 S präliminiort,

Verwaltungsgruppe Städtische Unternehmungen hat die
Qhrnen in der Hoheitsverwaltung durch die Erhöhung von städti-

chen Gebühren von 3,9 auf 7,8 Millionen verdoppelt.
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Per Berichterstatter gab sodann die Erledigung der wah¬

rend der vorjährigen Budgetdebatte zu dieser Gruppe gestellten
Anträge bekannt , der GR . Dr , Brey ta g und Gen . , betreffend die

Dienst stunden der Schaffnerinnen bei der Straßenbahn , des An¬

trages der Gemeinderäte Steinhardt und Gen . , betreffend die Ver¬
wendung de 3 Erträgnisses der Antifaschistischen Ausstellung,
der GR . Eleonore Hiltl und Gen , , betreffend das Handgeld der

Pfleglinge in den Altersheimen , der GR . Kammormayer und Güht ,
bet reffend Instandsetzung der öffentlichen Beleuchtung in den
äußeren Bezirken , und derselben GR . betreffend Instandsetzung
des Amtsgebäudes des Bezirksamtes Floridsdorf,

Die Gemeindeverwaltung dieser Stadt weiß , daß die finan¬
zielle Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft und die finanzielle
Tragfähigkeit unserer Bevölkerung und damit die Einnahnemöglich~
keitan nach dem wirtschaftlichen Zusammenbruch , den Hitler und
sein wahnsinniger Krieg verursacht haben , eng begrenzt sind . Wir
/Laon: die gigantische Aufgabe zu lösen , mit d er Hälfte unserer
früheren Produktionskraft eine durch den Krieg und die Hach-
kriegafeigen zusaromengobroohene Wirtschaft und eine halb zer-
stürte Millionenstadt wieder aufzubauen . Es unterliegt keinem
Zweifel , daß diese Aufgabe die Wirtschaftskraft einer Generation
hüorsteigt un ä daß es des Fleißes mehrerer Generationen bedürfen
wird , um die Kosten des Wiederaufbaues und der Wiederherstellung
a - r Wirtschaft dieser Stadt zu tragen . Wenn auch heute noch nieh
äiü 2ei '!: gekommen ist , um konkret über Anleihen reden zu können
^ <■1 wenn wir auch hoffen , das Jahr 1948 noch ohne neue Schulden
Verdauern zu können , so will ich doch namens der Finansverwal-
vung erklären , daß wir günstige Anl3ihomögliohkoitcn nicht ab-
lomion worum , gleichgültig , von welcher Seite sie kommen mögen.
?r .uxizipio^ i aber vertreten wir den Standpunkt , daß Anleihen nur
A ' Produktive Zwecke auf genommen werden sollcn,die womöglich

^

us eigenem die Annuitäten einer Anleihe tragen können , Rur lau-
Me Ausgaben und dazu zählen wir den sozialen Wohnungsbau,

hn vir Anleihen ab , weil di . . Konten jeder Anleihe in kurzer
^ die Einstellung solcher laufender

j
Ausgaben erzwingen wür-
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Ich glaube mit den Ihnen vorhin dorgelegten Zahlen

mQ igt zu haben , dass die Gemeindeverwaltung in Erkenntnis der

schwierigen Lage dieser Stadt sich bemüht hat , die Kosten des

Verwaltungsaufwandes so weit als es nur erträglich war herabzu-

setzen und einen möglichst grossen Teil ihrer Einnahmen für pro¬

duktive Zwecke auszugeben, . Unser Bauprogramm 1948 , das eine be¬

deutende effektive Mehrleistung gegenüber den Vorjahren vorsieht,

ist der Beweis hierfür . Damit wird ein möglichst grosser Teil

dor uns zur Verfügung stehenden Mittel direkt der Wirtschaft die¬

ser Stadt wieder zugeführt und damit wollen wir dazu beitragen,

daß die Produktion unserer Wirtschaft belebt und eine Arbeits¬

losigkeit vermieden wird . Nur wenn jeder Groschen , der der Ge¬

meinde als Einnahme gebührt , wirklich auch aingebracht wird und

nicht die Unanständigen über die Anständigen dieser Stadt trium¬

phieren können , nur wenn jeder Groschen erst ausgegoben wird , wenn

seine Ausgabe nicht nur im Voranschlag vorgesehen , sondern auch

tatsächlich unumgänglich notwendig ist , nur dann wird uns ^ r Plan

für das Jahr 1948 erfüllt werden und die Gemeinde auch dieses

schwereJahr ohne finanzielle Erschütterungen überdauern.
Wenn wir einig und geschlossen ohne Rücksicht auf unsere

Parteizugehörigkeit an die schweren Probleme des Wiederaufbaues
unserer Stadt herangehen werden , dann ist mir um das Schicksal
dieser Stadt und um dio Zukunft ihrer Bevölkerung nicht mehr bange.
Dann worden wir Wien schöner und moderner aufbauen , als es war
und vielleicht in kürzester Zeit , als wir heute zu hoffen wagen.
(Lebhafter allgemeiner Beifall . )

Als erster Debatteredner in der Generaldebatte , die
^ einsam mit der Debatte über die Geschäftsgruppe " Finanzwesen"
abgeführt wird , kam GR . Lauscher ( KPÖ ) zu Wort » Er stellte fast,
faß auch das dritte Nachkriegsjahr für die Wiener Bevölkerung ein
Jahr der bitteren Enttäuschungen war . Die Lebenshaltung hat sich
weiterhin verschlechtert . Den Frauen und Müttern war es noch nie
00 schwor wie jetzt einen Haushalt zu führen . Die Ernährung ist
^ ch wie vor die Hauptsorge der Wiener . Seit Wochen wird auf das
aufgerufene Frischfleisch gewartet und manchen Haushalten schuldet

sogar noch die Kartoffel . In den letzten Wochen ist tausenden
Leitern und Hausfrauen die Geduld gerissen und sie haben ihren
• totest in zahlreichen Betriebsversammlungen , Demonstrationen
^ bei Vorsprachen von Deputationen zum Ausdruck gebracht.
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Vollkommen versagt hat auch die Versorgung der Bevölke¬

rung mit den dringendsten Bedarfsartikeln . Die Wirtschaft könnte
aber die Bevölkerung schon weitgehend beliefern , weil die Pro¬
duktion gestiegen ist . Die Wiener Frühjahrsmesse hat gezeigt,
daß schon eine Fülle von Waren erzeugt wird , die die Bevölkerung
schon seit vielen Jahren entbehren mußte . 3s werden aber dafür
preise gefordert , die aufreizend hoch sind . Seit dem Jahre 1947
sind die Preiso der rationierten Lebensmittel um 98 Prozent,
die für Bekleidung um 91 Prozent gestiegen . Lohne und Gehälter
sind aber weit hinter den Preisen zurückgeblieben . Über Erspar¬
nisse vorfügt die Arbeiter - und Angestelltenschaft aber nicht
mehr , da diese ihnen durch das Währungs schütz ge setz geraubt wurdc-
Faktisch können die Arbeiter und Angestellten weniger kaufen als
vor der Durchführung des Währungsschutzgosetzes.

Was die Lage auf dem Wohnungsmarkt betrifft , so sind Auf-
bauwoimungen nur im Schleichhandel um zehnt ausende Schilling er¬
hältlich , Die Gemeinde Wien hat bisher keine neue Wohnung gebaut.
Die versprochenen 2 . 000 Wohnungen oder einen Ausgleich dafür ist
die Gemeinde schuldig geblieben . Darüber konnte auch die mit
viel Fleiß und Mühe errichtete Ausstellung " Wien baut auf " nicht
nnwcgtäuechcn . Die Bevölkerung hat in den letzten 3 Jahren um
hast 200,000 zu genommen . Die Bausaison blieb aber so gut wie un¬
genützt , Gleichzeitig liegen viele Millionen Stück Ziegel und a ; -
dero Baustoffe ungenützt und unterliegen den zerstörenden Ein¬
flüssen der Witterung . Immer mehr Wiener sind genötigt , in Ob¬
dachlosenasylen oder in drückender Untermiete zu leben . Die
Zahl der Wohnungslosen steigt von Monat zu Monat*

Die ICohlenversorgung war in der letzten Zeit fast frio-
g . Es war daher von den zuständigen Stollen unverant¬

wortlich , der Bevölkerung für diesen Winter wieder nur eine lä-
“ hcriich geringe Brornstoffmenge zuzuv/eisen . Noch dazu erfolgten

Zuteilungen in Form von minderwertiger Braunkohle oder Bri~
Dazu kommt der Pa - Ko- S .sandal , lausende Wiener , die für

U^ G3 '~ ürtion schwere Arbeit leisteten und dafür auf ihren Ur-
verzichteten , wurden enttäuscht und geprellt . Den Wiener

^ usfrauer , wurde auch eine Ausdehnung ihrer Haushaltsführung
eine Besserung der Gaslieferung nicht gewährt.

donsmäßi .:
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Biö heutige Jugend muß auf alles verzichten . Erschütternd

ßind di © Ergebnisse der Untersuchungen unter der Schuljugend und

büi dsn Lehrlingen . Die ausländischen Hilfsaktionen , so anerken¬

nenswertsie auch sein mögen , können hier keine befriedigende

Lösung bringen.
Im vergangenen Jahr hat ein einziges Ereignis Befriedi¬

gung hervorgerufen . Bas ist die Rückführung der Kriegsgefangenen

aus der Sowjetunion . Dieser Erfolg ist einzig und allein der Ini¬

tiative der Kommunistischen Partei zu verdanken . ( Stürmische Zwi¬

schenrufe . GR . Bauer ( ÖVP ) : " Ein schäbiges Geschäft ist udS.

StR . Sigmund ( SPÖ ) ; " Wo bleiben die Gefangenen aus Jugoslawien ? " ;

Wir haben die Pflicht . . . ( StR . Sigmund : " Sie haben die Pflicht

anständig zu sein ! " ) Wir haben die Pflicht , dies anzuerkennen.

Wien ist die Hauptstadt eines Landes , das über reiche

Bodenschätze verfügt ( Stürmische Zwischenrufe ) und eine fleißige
und hochqualifizierte Arbeiterschaft besitzt . Nach einer wissen¬

schaftlichen Arbeit des verstorbenen Stadtrates Breitner sind die

materiellen Grundlagen Österreichs günstiger als die mancher ande¬

rer europäischer Staaten . Warum muß aber Österreich in solchen

trostlosen Verhältnissen leben ? ( Zwischenrufe aus mehreren Bänken:
"Weil hier die Russen sind ! " )

Gr . Lauscher wies dann darauf hin , daß die kapitalisti¬
schen Kräfte in Österreich immer mehr die Oberhand gewinnen und
auch schuld daran sind , daß die gesetzliche Regelung des Wieder¬
aufbaues der zerstörten Wohnhäuser noch immer nicht erfolgt ist.
Die reaktionär -kapitalistischen Kräfte sind es , die versnoben , die
kosten des Wiederaufbaues auf die breiten Massen abzuwälzen . Ähn¬
lich verhält es sich mit der Verschleppung des Gesetzes über nie
Vermögensabgabe . Die Kapitalistan erklären , ein solches Opfer nicht

auf sich nehmen zu können , doch hat auch niemand die Arbeiter¬
schaft gefragt , als es hieß , die Opfer des Währungsschutzgesetzoe
z u tragen.

In Durchführung der reaktionären Politik wurde auch die
^ adt Wien immer wieder benachteiligt . Die Kommunistische Partei
hst dagegen immer einen scharfen Kampf geführt . Es sei anerkannt,
^ auch Bürgermeister Körner immer gegen diese Benachteiligung
getreten ist . Doch hat sich bisher nichts geändert , was in
Jrs ter Linie die Folge der Koalitionspolitik der beiden Regierungs-
ps *t9i Qn ist . Während die ÖVP alle ihre Forderungen durchzusetzon

^ ,fl8 tande ist , weicht die SPÖ in allen Fragen zurück.
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Es drängt sich die Frage auf , wie ' eigentlich die Wiener Gemeinde¬

verwaltung die Mittel aufbringen soll , die Wien benötigt , um seine

Kriegsschäden zu beseitigan _und^44e - vi ^ l^ ii . Auf gaben zu erfüllen,

die nun durchzuftttrrtfn wären.
Der Redner wandte sich dann gegen die Methode , das Defi¬

zit des Budgets durch Steuererhöhungen au £wtgl -ftioh ^«r - trnd stellte
'die Wiener Bevölkerung keine weitere Belastung, . .auf sich

nehmen kanrw^ Sie Erhöhung der Grundsteuer werden wieder nur die

Mieter belastet . Der Redner verlangt die endliohe -J )uxcht -iihrung
einer tatsäc )xLi^ hen- gr ^ eräir “Woimhautätigk &it . Er stellte dabei

den verstorbenen Stadtrat Breitner als Vorbild hin.
Auch die Fürsorgetätigkeit ist durch die Sparmaßnahmen

zu einer Farce geworden . Die Zahl der Befürsorgten ist zwar um
5 *180 zurück gegangen , dieser Rückgang ist aber nicht ^aus - einer
Verbesserung der Lebensv >^ häJLtni &sö -- a -bÄuLaiten T - s -ond-ejrn aus den
Sparmaßnahmen, die immer strengere Maßstäbe erfordern . Das gleiche

J^ld ^b^ j - ^Lugendf Üxs-Qrge . Auch hier wäre eine er¬
höhte Tätigkeit der kommunalen Stellen notwendig ; ebenso bei der
Bekämpfung der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten.

Es wäre notwendig , stellte der Redner zum Schluß , fest,
die Interessen Wiens energisch zu vertreten . Leider ist dies nichr
der Pall , Das Haupthindernis für eine fortschrittliche Kommunal¬
politik ist der reaktionäre Kurs d^z ^ ^ i ^ ruiig &lcüälitioin . ßixT
'
izuMSuB .^gß kifcapfVjj » rd -an , jiewäre Osterreioh -ohne Wien.
Die gegenwärtige Lage verlangt von den Vertretern der Wiener Be¬
völkerung ein offenes Bekenntnis zu Wien und seinen Interessen.
Da GR . Lauscher von einem Manuskript ablas , verweist nach Beendi-
gung der Rede Bürgermeister Dr . h . c . Körner , unter Heiterkeit
des Gemeinde rate s , auf die Geschäf tsordnung , die eine Verlesung
von Reden nur dem Berichterstatter gestattet.

GR . Dr . Soswinsky ( KPÖ ) führte aus , daß es im Laufe des
ätzten Jahres drei Ereignisse gab , die auf die Erstellung des
Voranschlages und damit auch auf die Belastung der Bevölkerung
8Jüscheidenäon Einfluß hatten . Dieses eine Ereignis war das Lohn-
ariu Preiaiibereinkommen . Die Tätigkeit des Finanzref erenten bestand
nan ^ ar in , im Laufe der vergangenen Wochen und Monate die Preise
^ hinaufzusetzen und einiges davon soll uns ja noch be-
VOrstehen . Es hat Körperschaften gegeben , die die Tarife um mehr

^
3 50$ , j a oft sogar um mehr als 200 $ hinauf gesetzt haben . Bei 1

^ en Begründungen dieser Anträge wurde erklärt , es handle sich I
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ja nur um ein paar Groschen . Wir haben aber errechnet , daß die

S« e dieser paar Groschen von 1947 auf 1948 eine Erhöhung von

100 s ausmacht . Das zweite Ereignis war das Währungsschutzgesetz.

Der Finanzreferent hat uns mitgeteilt , daß die Gemeinde Wien

36 Millionen und die Unternehmungen der Stadt Wien weitere 56

Millionen durch die Maßnahmen des Währungsschutzgesetzes einge¬

baut haben . Man könnte mit diesem Betrag ungefähr 1 . 000 Wohnungen

zusätzlich bauen oder auf die Erhöhung der Grund - und Gewerbe¬

steuer verzichten . Während z . B . jeder private Kaufmann , jeder

Gewerbetreibende das Konto , das er bis ' zum 12 . November gehabt^
hat , in ungefähr 9 Monaten restlos herausbekommt , hat die Gemeind-

Wien davon 25$ verloren und weitere 25$ kann die Gemeinde besten-

falls nach einem Jahr zurück bekommen.
Der Redner führt in diesem Zusammenhang an , daß z . B.

das Brauhaus der Stadt Wien schlechter behandelt wird , als das

Brauhaus Mautner - Markhof . Dafür sind die Sieger verantwortlich,

die sich den Erfolg dieses Währungsschutzgesetzes zurachnen.

G-R . Br . Soswinsky kam dann darauf zu sprechen , daß vie_

Plakate in unserer Stadt darüber angebracht werden , was wir alles

geschenkt bekommen . Er griff als Beispiel die UNRRA heraus . Diese

sicherte uns Hilfen und Unterstützungen in der Hohe von ungefähr
220 Millionen Dollar d . s . 2 . 2 Milliarden Schilling , zu . Bis

dieser Betrag aber in die Kassen des Staates gekommen war , hat¬
te er nur mehr die Höhe von 1 . 2 Milliarden Schilling . Was ist

aber nun mit diesem Betrag geschehen ? 300 Millionen Schilling
wurden anläßlich des Währungsschutzgesetzes gestrichen , weitere
300 Millionen sind vorläufig gesperrt . 300 Millionen wurden sc : : 1- . ,
vor dem Währungsschutzgasetz durch die Banken im Form von Kre-
diten verausgabt , von denen aber über 90$ nicht nach Wien son¬
dern vor allem nach Y/estÖsterreich geflossen sind . Die letzten
300 Millionen sind vorläufig auch sicherheitshalber gesperrt,
'Nö il die Bundesregierung Ausgaben getätigt hat , die vom Parla-

noch nicht bewilligt wurden.
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Durch das dritte Ereignis , das Einansverfassungsgesotz,

sind grundlegende Hechte der Länder und Gemeinden , die jahr¬

zehntelang im härtesten Kampf erhalten worden Konnten , preisge-

geben worden * Der Herr Pinanzref er ent hat heute darauf verwiesen,

daß der Bund fast gar keine Opfer gebracht hat . Wäre diese Abga-

bontcilung nicht zustande gekommen , hätte der Bund auf Grund der

Vorschriften des vergangenen Jahres schon einen sehr wesentlichen

me jj bezahlen müssen . Wir müssen eine Reihe von unsozialen Steu¬

ern oinheben , nur weil wir durch das Abgabentoilungsgesetz zur

Erhöhung unserer Einnahmen gowzungen sind.
Der Redner sprach die Befürchtung aus , daß die Gemeinde

Wienau oh heuer den Weg der " optischen Maßnahmen " oesenre -iten

:,ird. Denn der Herr Pinanzreferent hat erwähnt , daß die vorgese¬
henen. Beträge für Straßenbau , Brückenbau usw . vorläufig unter

Ausgabensperre stehen . Sie werden erst dann ausgegeoen , wenn die.

entsprechenden Einnahmen gesichert sind . Heue Einnahmequellen
worden aber nicht mehr erschlossen , dann es sind keine neuen
Stauern , die den Luxus treffen würden , vorgesehen . Die geplante
Erhöhung einzelner Steuern wird aber nicht jene Einnahmequellen
schaffen, die wir brauchen , um die Ausgaben zu decken.

' Boi dem Kampf -am die Rechte Wiens kann man nicht mit kräf¬
tigen Heden fortschrittlich erscheinen wollen , wenn man sich aur
ior anderen Seite im Parlament auf Gedeih und Verderb mit der
Klasse der Besitzenden verbindet . Man kann nicht zwei Herren die * -
ucn . Wir alle haben das gemeinsame Ziel , daß die Bevölkerung d : . ~
sor Stadt endlich in ordentlichen Wohnungen hausen und in einer
ordentlich bezahlten Arbeit stehen kann , und damit in Wohlfahrt
^ Gesundheit lebe * Dieses Ziel werden wir nur dann erreichen,
v' o:u: sich auch die Mehrheit dieses Hauses entschließt , in harter
^ zäher Arbeit , aber vor allem in kompromißlosen Kampf dem
Fortschritt und dem Sozialismus zu dienen.

GH. Bauer ( ÖVP ) erinnert daran , daß der Naticnalsozialis-
mus auch auf dom Gebiet dos Stcuerrechtes eine tiefgreifende Um¬
rollung vorgenommen hat , die wir jetzt zu überwinden haben . Die
-■'.us Wien stammenden Nationalräte der ÖVP haben wesentlich dazu
D° igetragen , daß es bei der Abgabenteilung zu einem immerhin er-
fr° Glichen Resultat gekommen ist . Wir wollen nur hoffen , daß es
^ gemeinsamen Bemühungen und Anstrengungen glücken wird , für
^Gn s °lche Verhältnisse zu schaffen * die wenigstens zum Teil so-
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wohl den Bund als auch Land und Stadt Wien befriedigen * Im Bud¬

get sind an Einnahmen etwa 860 Millionen Schilling vorgesehen*
Davon bekommt die Gemeinde vom Finanzminister 311 Millionen

rückvergütet ? das sind ungefähr 38,9 $ der Gesamteinnahmen der

Stadt Wien * Die gesamten Ausgaben für Löhne und Gehälter betra¬

gen ln Wien 39 9 7$ , das heißt , daß die gesamten Personalkosten
der Stadt Wien durch den Bund beglichen werden*

Der übergroße bürokratische Apparat , der durch das natio -r
nalsozialistische Regime auf gesogen wurde , muß irgendwie einmal
überholt werden * Daher wurde ein Beschluß auf Verwaltungs - und
Betriebsform der Verwaltungs gruppe Personalangelegenheitexi ge¬
faßt , Von diesen Reformen haben wir allerdings noch nicht sehr
viel verspürt * Eine Reform durch einen Massenabbau würde von uns
allen nicht gewünscht , Man wird daher nach Mittel und Wögen su¬
chen müssen , um in dieser Beziehung zu einem erträglichem Aus¬
gleich zu gelangen*

Es gibt bei der Gemeinde Wien noch rumor etwa 1 . 000 städti¬
sche Angestellte , die als minderbelastete Nationalsozialisten
außer Dienst gestellt 3ind , aber Gelder erhalten , für die sie
keine Gegenl cd st ung erbringen * Im Interesse dieser Angestellten,
aber auch der Stadt verv/alt ung , sollte diese Präge möglichst rasch
bereinigt werden * Nach drei Jahren wäre es doch endlich an der
Zoit , auch bei der Gemeindeverwaltung unter diese Frage einen
Schlußpunkt zu setzen*

In der Auffassung darüber , was aus laufenden Erträgnissen
gedeckt werden soll und was nicht , gehen die Auffassungen weit
auseinander * Die ÖVP steht auf dem Standpunkt , daß die Ausgaben
für den Wohnhausbau nicht aus den laufenden Einnahmen genommen
werden sollen , sondern daß eine Summe von Maßnahmen gesetzt wer-
^ müßte , um den Wohnhausbau vorwärts zu treiben . Eine wesent-
b-ohe Ursache für das Ansteigen des Budgets ist das Lohn - und
freisabkommon , darüber hinaus aber auch die Einstellung der Ge¬
meindeverwaltung , daß für Ausgaben Beträge aus laufenden Ein-
manmon eingesetzt werden , die durch Kreditoperationen und dgl*

beschafft werden müßten * Mehr als ein Viertel unserer Ge-
^ teinnahmon müssen für Bauten herangezogen werden * Dabei be-
^uorn wir es aufrichtig , daß für diese baulichen Aufgaben noch

kein bestimmter plan vorliegt . Jetzt wäre die einmalige Gg~
gonhoit , so zu planen , wie es einer Großstadt entspricht , aber

Gr vermissen wir noch immer einen entsprechenden Plan*
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Die Steuer - und Finanzkraft der städtischen Bevölkerung

ist über Gebühr beansprucht . Die im abgelaufenon Jahr aingefähr¬

ten neuen Steuern und Steuererhebungen ergeben eine ganz er¬

schreckliche Belastung der -Bcvölkeru -ng ^ und in ihrer Zusammen-

icchnung eine Summe , die sich auch auf den ' einzelnen Haushalt

fühlbar auswirken muß . Leider wurden schon wieder ..neue Erhöhungen

auf die Tagesordnung gesetzt.
GR , Bauer ( ÖVP ) führte weiter aus , daß es erfreulich

wäre , wenn 92 Millionen Schilling für den Bau neuer Wohnungen

vorgesehen sind . Ikwxh. -därf 0 man . nich -t - vergessen , daß bei - den
• ia$ 4i~&ex . Bau einer neuen Wohnung, - auf -73 * 000 bis 90 . 000

Schilling kommt . Mit der boraitgestellten Summe können daher höch¬

stens 1200 bis 1300 Wohnungen gebaut werden . Dem gegenüber steht

aber , daß fast in jedem Jahr 2000 Wiener Wohnungen unbewohnbar
werden . Fs besteht also trotz dieser hohen Summe nicht die Ge¬
währ , daß das Wohnungsdofizit gedeckt werden kann . Es müssen also
Maßnahmen ergriffen werden , die allen Wohnuja^ aiuicJafitî ix-öJiispxechcn-
de Möglichkeiten geben . Wenn GR . Lauscher > « -agt , daß seit 1934

nichtsjjiebr - gabnurt '-wurde , dann ersuchen wir ihn , die Rechnungs¬
abschlüsse dar " Gesiba " durchzuschauen . Allerdings wurden damals
andere Wage begangen durch ---Schaffung des sogenannten Assanicrungs-
fonds • Durch diesen Fonds konnten viele Engpässe in Wien besei¬
tigt werden . Unbestreitbar ist , daß zwischen 1923 und JL933 etwa

\ 60 . 000 Wohnungen gebaut wurden . Unbest -rexthar ist aber auch , daß
di^ Gemeindü Wien auch damals nicht in der Lage war , so viel zu
bauenp^ l^ ^ ctwandig gewesen ^ -w-äre * Es ist leicht , Wohnbauprogramme
vorzulegen und vorzutra ^ pn . Wir haben auch im Wiener Gemeinde rat
schon solche Programme gehört , doch wurde nie gesagt , wie die Mit¬
tel hie für beschafft werden sollen . Die österreichische Volkspar-
toi stehe auf dem Standpunkt , daß auch der Arbeiter und Angestell¬
te das Recht auf Eigentum seiner Wohnung bekommt . Hier gehen aller¬
es 3 die Anschauungen der politischen Parteien über Eigentum weit
sus9 inander •

Auch eine Reihe Maßnahmen wären zu ergreifen , um das
Steueraufkommen zu steigern . Dabei muß immer bedacht werden , daß
das Steuerobjekt die ihm auferlagten Steuern auch tragen kann . D - r
Pürier weist auf die besonders schwierige Lage des Fremdenverkehrs
n ^n und tritt für eine Förderung dieser Berufsgruppe ein.

GR . Bauer beklagt es , daß große Umsätze , die auf dem
^ Warzen und .Grauen Markt getätigt werden , steuerlich nicht er-
^ 9 ßo werden.
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Wann auch die österreichische 7olksp4rjei_ ^n v ielen Era-

,cn anderer Ansicht als die Mehrheitspartei ist , so
“7/ird eie

doch für das Budget stimmen , un damit zu zeigen , daß es nur einen

möglichen Weg gibt * Zusammenarbeit . Nur dieser Weg könne zu einem

schöneren und glücklicheren Wien führen . ( Beifall bei der öVP ) .

^ Thaller ( SBÖ) führte u . a . aus : Wir müssen bei der Be¬

ratung dos Budgets mit Bedauern sagen , daß cs erst sc spat er¬

stellt werden konnte . Doch ist dies nicht unsere Schuld sondern

die der Mcrhhoit spart ei im Nationalrat -« Das Hinziehen der Vei —

Handlungen über das Abgabenteilungsgesetz hat leider die Bora-

turigoiv -dos Budgets der Gemeinde Wien erst jetzt möglich gemacht.

Wir haben große Verzichte leisten müssen und sind auf einen Sau : ,

von 31 . IhEroz ^ n^zJiarnnte ^ Daz ^ kommt aber - noeh -die Be-

stimauiig , daß in dom Augenblick , wo die Ertragsanteile auf 32

bis 35 Prozent steigen , die Gemeinde nur die Hälfte dieser höhe¬

rer, Anteile bekommt . Wien verzichtet also auf manene Vorteile

in gesamtesterreichischom Interesse zu Gunsten der anderen Len¬

der und Gemeinden , Aber dieser Verzicht darr nicht dazu benützt

werden , daß die kleineren Gemeinden auf Kosten der Wiener be¬

günstigt werden « Die eigentlichen Nutznießer aer Abgabenteilung
L\*SÄii£Lal 1 erdings die Länder * . Oberesterreich und Salzourg haben

zuhl. '
Rq vor ^-kurzem sehr günstigO

"Voranschläge erstatten

können . Es wäre int -eresj &ant z-urnwisson , wie groß die Ertragsan¬
teile solcher Länder sind . Für die nächste Abgabenteilung wün¬
schen wir jedenfalls , daß sie für einen längeren Zeitraum be¬
stimmt wird.

Las Budget selbst sehen wir als ein erstes normales Bud¬
get an . Es ist ein soziales Budget des orrftlichen Wiederaufbaues,
<lcnn allein für Bauarbeiten werden 264 Millionen Schilling aus-
gogobon , das ist fast ein Drittel der gesamten Ausgaben des Vor¬

schlages . Las hervorstechendste Merkmal ist aber der Beginn
ües sozialen Wohnungsbaues.

Zu den einzelnen Kapiteln gewendet , bemerkt der Redner,

übermäßig hcho Personalstand wurde vom Deferenten besonders
hervorgehoben . Der Redner unterstreicht , daß die sozialistische.
Fraktion , auf keinen Fall an einen unsozialen Abbau denkt . Wir
tötonon auch sagen , fuhr der Redner fort, daß wir alles tun wer-

um Verbesserungen in den Arbeitsverhältnissen durdiaxfüliren,
aaer wir verlangen von jedem Gemeindeangc stellten , daß er sein
5e stes für die Stadt gibt . ( Lebjaftor Beifall ) .
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Ban Fragen der Kultur werden wir unser Augenmerk weiter

zuwenden # Vor allem liegt uns die Betreuung der Volksbildung am

Herzen.
Auf dem Gebiet der Volksgesundheit soll alles geschehen,

ikh die Schäden dos Krieges und der Nachkriegszeit zu beheben.
Einer der wenigen Aktivposten während des Nazis ^ stems war die Über

führung dar Fondskrankenanstalten in die Gemeinde . Las wurde lan¬

ge varhindert und uns verweigert . Nun ist die Überführung doch
endlich durchgeführt worden , aber der Bund will hier wieder ein
Geschäft machen . Lagogen müssen wir uns verwahren.

Auf dem Gebiete dar Fürsorge wollen wir den alten Weg
gehen , der sich bewährt hat , denn der Fürsorgeaufwand ist ein pro¬
duktiver , der die Voraussetzung für eine spätere Leistungssteige¬
rung in sich birgt . Leshalb sind alle Ausgaben auf diesem Gebiet
gut angelegtes Kapital , das reichlich Zinsen tragen wird . Labei
wollen wir aber unsere Alten nicht vergessen.

Auch dom Schulwesen gilt unsere Aufmerksamkeit und hier
besonders dem Wiederaufbau der Schulen . Mit großer Freude konnten
wir feststellen , daß zum ersten Mal auch ein neuer Schulbau , näm¬
lich im Proletariorbezirk Favoriten , in dar Per - Albin - Hansson-
Siedlung , vorgesehen ist . Überhaupt sind große Planungen in allen
technischen Angelegenheiten angesetzt . Es könnt •; noch viel mehr
geschehen , wenn uns nicht der Mangel an Material und hier beson-
ders der Mangel an Eisen Zurückhaltung auferlegte . Mangel an Eisen
deshalb , weil die Ausfuhrquote viel zu hoch ist ; sie beträgt 50
Prozent der Produktion.

Zum Schluß wandte sich der Redner der Frage der Be¬
gehung des Budgets zu . Der Abgang des Außereordentliehen Budgets
soll durch ein vorläufiges Ersparungsprogramm einstweilen unwirk¬
sam bleiben , bis eine Steigerung der Ertragsanteile aus den Gem¬
eindesteuern eintritt . Im . Ordentlichen Budget sind Ersparungen
dbsr nicht möglich . Es muß daher ein anderer V/eg gesucht werden.

einzige Möglichkeit ist hier die Erhöhung der Einnahmen durch
^ uern , aber die Gemeinde will keine Experimente machen . Was hier
v °rg0Söhen wurde ist nicht eine Erfindung der Gemeindeverwaltung;
wi* führen auch keine unsozialen Steuern ein , denn jede Besteuern ?:
as möchte ich besonders betonen , nimmt Rücksicht auf die ärmere

t9völkerong uasar & r Stadt.
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Dies ist einer unserer unums tö ß11 chen Grundsätze , Wir ziehen

auch keinen Gewinn aus den Monopolunternehmungen , wie es vor
1918 , dann zwischen 1934 und 1938 und in besonders ausgiebi-
gora Maße von der Nazi Verwaltung geschehen ist , sondern wir
stehen auch hier auf dem Standpunkt , daß nur jene Unternehmun¬
gen der Gemeinde Gewinne erreichen und an die Gemeindekasse ab-
führen sollen , die im freien ' Konkurrenzverhältnis stehen . ( Leb¬
hafter Beifall . )

Bas Volk unserer Stadt hat eine sozialistische Mehrheit
zur Verwaltung ihres Gemeinwesens in dieses Haus entsandt . Wir
können die Versicherung abgeben , sie wird nicht enttäuscht wer¬
den . All »5s was geschieht , geschieht im Interesse der Stadt und
ihrer Bevölkerung # Wir haben den Mut , manchmal auch unpopulär
zu sein . Wir müssen Steuern fordern . Aber gerade das Budget 1948
beweist , daß wir diese neuen Steuern nicht für Yorv/altungs-
zwpeko fordern , sondern für produktive Zwecke verwenden . Nach
didsom Gosichtpunkt wird die sozialistische Mehrheit "in diesem
H^usg weiter Vorwintern , -Wir sind - überzeugt , daß uns das Volk
von WlöKi -weiter recht geben wird , ( Starher Beifall bei den Par¬
teigenossen * ) \

Damit ist die Debatte über die Verwaltung ^gruppe II go¬
schlossen.

Amtsführend (.*:? Stadtrat Resch ging in seinom Schlußwort
auf diu einzelnen Anregungen und Hinweiso ein . Zur Kritik des
GH . Lauscher , daß nach dem Pinanzverfassungsgosotz neben don^
Aberb tuert rag 3ant ollen noch Pinanzzuweisungen zulässig sein
sollten , stellte der Referent fest , daß " außerdem11 solche Pinsnz—
Zuweisungen vorgesehen sind , um dio z . 3, bei Katastrophenfällen
^ gesucht worden kann. Stadtrat Besch betonte weiter , daß er nie
d ic Mitteilung gemacht habe , daß mit der Kriegs Schadenbehebung
crs “ nach der Kostendeckung begonnen werden soll , Die Kriegs-
scuadenfcohebung habe in Wien , ohne Rücksicht auf die Kosten-
^ *.ung sofort ihren Anfang genommen, GR , Lauscher hat weiter

ar- dor Erhöhung der Grundsteuer geübt . Hier ist aber an-
Züftlhron , daß diese Grundsteuer ziffernmäßig 2/3 der Grund¬
steuer des Briedens ausmaeht , gegenüber einer Erhöhung des Bai-
Mwaudes auf das 6 bis 7- fache . Die heutige Grundsteuer deckt
ftUl canon Bruchteil der Baukosten , die einmal die alte Wohnbau-
staicr in Wic :i geeckt hat.
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Die Informationen des GH . Dr . S ^ 5winsky über die UNRRA-

7r 3 d it0 stimmen nicht ganz mit jenen des Referenten überein.

Tatsache sei , daß bereits sine Liste bestanden hat , in d3r 590

Iillionon Schilling auf die einzelnen Rossortministerien aufge¬

teilt wurden . Die Aufteilung wurde allerdings über Einspruch der

Amerikaner vorläufig gesperrt . Wenn sie aber doch vorgenommen wird,

hofft der Referent , daß die Gemeinde nicht zu kurz kommen wird . Das

E4 * rk hat aus der UHRRA - Hilfe bereits einen Zuschuß von 1 Million

Schilling bekommen.
Der Referent betont , die Behebung der Kriegsfolgen sei

Bundessache und dieser habe für die Bedeckung dieser Budgetposten

Torsorge zu troffen . Daher kann die Bedeckung dieser Ausgaben nicht

durch Erhöhungvon Steuern , sondern einstweilen nur durch Ersparun¬

gen im Gesamtbudget versucht werde , bis eine Regelung beim Bund

erfolgt ist.
Stad trat Rasch ging dann auf die Ausführungen des GR.

Bausr ein und betonte bezüglich der Angriffe , die wagen der er¬

folgten Tariferhöhungen gegen die Gemeindeverwaltung gerichtet
wurden , daß auch in der freien Wirtschaft dieselben Maßnahmen ge¬
troffen worden sind . Hinsichtlich des Fremdenverkehrs hob Stadt¬

rat Rasch hervor , daß such er sich der Wichtigkeit dieses Zweiges
der gewerblichen Wirtschaft bewußt sei . Wenn hier ein Investi¬

tionsbegünstigungsgesetz gefordert wird , so glaube or aber , daß

derZeitpunkt dazu noch verfrüht sei.
In Bezug auf die Besteuerung des Schwarzen Marktes , habe

die Gemeindeverwaltung alles getan , diese Umsätze so weit al3 mög¬
lich zu erfassen.

CR . Tha11er hat angeführt , daß in Oberösterreich und

Salzburg wesentlich günstigere Verhältnisse im Voranschlag vor-
lägen als in Wien . Aus Zeitungsberichten geht hervor , daß das
Ißnd Salzburg für die Bundesverwaltung 37 . 6 Millionen susge-
bünwird . Die Ertragsanteile des Landes Salzburg für das Jahr 1948
machen 33 Millionen Schilling aus . Es werden daher 87/ & der Ausgaben
des Landes Salzburg aus den Ertragsanteilen bestritten . Ähnlich
ist es in Ob er Österreich « Ausgaben in der Höhe von 137 Millionen
stehen Ertragsanteile von 101 ' 7 Millionen Schilling gegenüber , da *

sind 7 5 °/o der gesamten Ausgaben . Wien erhält demgegenüber 39 . 9 $ .
L-QSöTatsache ergibt , daß das Abgabenteilungsgesetz die Emanzen
^er Lander tatsächlich saniert hat.

Damit ist die Generaldebatte und die Sprialdebatte zum
Finanzwesen abgeschlossen . Dis Ansätze werden einstimmig

^ genommen.
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Eswird in die Spezialdebatte über die Verwaitungsgruppe Perso-

nalflngeigenheiten , Yerwaltungs - und petriebsreiorm eingegangen.
BasReferat erstattet Vizebür & ermeister Honay ( SPÖ ) . Er bezeich¬

nt die in der Öffentlichkeit auf getauchten Mitteilungen über
einen übermäßigen Parsonalaufwand Ö3r Stadt Wien als übertrieben.
Die Hauptbezüge für das Jahr 1947 waren mit rund 147 Millionen
veranschlagt , im Voranschlag 1948 sind sie mit rund 268 Millio¬
nen vorgesehen* Nun wurde aber der Voranschlag für das Jahr 1947
bereits im Jahre 1946 beschlossen » und im Jahre 1947 trat eine
ungeheure Bewegung auf & em~<Jebieta der Preise und Löhne ein,
durch die eine gewaltige Steigerung der Personal aus gäben cintrat.
194Ö werden 39,7 # der ordentlichen Ausgaben auf dem Personaletat
vorbucht , während es nach dam Veranschlag 1947 47 * 5# sind . 1937
waren es nur 57,9 # > wobei damals allerdings auch die Lehrerbe-
ztigoeingerechnet waren , gesamte Personalaufwand beträgt 342
Billionen Schilling.

Im Jahre 1957 war in der Hoheitsverwaltung ein Stand von
11 *447 Beamten , 2 . 246 Angestellten und 5 . 695 Arbeitern , insgesamt
17 *386 Bedi ens tot 011 zu verzeichnen , Endo 1947 von 3 . 974 Beamten » ,
14 . 251 Angestellten und 12 * 801 Arbeitern . Dazu kommen noch 1 * 050
ünderboiastete Nationalsozialisten . Bas ergibt insgesamt einen
Stand von 38 . 076 Bediensteten in ’

.de -r HoheitsVerwaltung , gegen - ’
iiberI 937 ein Plus von 20 . 690 . Bin Großteil dieses Plus ist auf
ciüü Vermehrung der Aufgaben der Gemeinde und auf durch den Natio¬
nalsozialismus herb ei geführte Änderungen surückzuftihron , die in
11 Posten insgesamt 11 . 178 Beschäftigte auf .weisen * Dabei han-
äolt cs sich vor allem um naturnotwondig sich ergebende neue Aßen-
^ Unter Berücksichtigung dieser Zahl von 11 * 178 bleiben gegan-

1957 ven d om Plus in der Höhe von 20 * 690 noch immer oin Mehr
Von 5 * 512 Ango stellten.

Bei den Unternchmungeni gab es in Jahre 1957 2 . 161 Beamte,
^ Angestellte und 17 . 654 Arb - iter , insgesamt 20 . 136 * Ende 1947
’̂ con die Untümohmungen 1 . 533 Beamte , 1 . 639 Angestellte und
‘*0 . 449 Arbeiter , insgesamt 25 * 68? Beschäftigte , gegenüber 1937

- i - ifjAis von 3o5i ir’örsonon aui e
Eme kleine Steigerung weisen auch die Pensionsparteien

n dor Honoitsvorwaltung auf , und zwar Ende 1947 mit 10 * 617 um
•^ 4 ffiolir als Ende 1937 . Bei den Unternehmungen sind Ende 1947

**4 . *d«- « fcsionsparteien , mithin gegenüber 1937 um 2 * 762 mehr vor-
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handen # Insgesamt handelt es sich um rund 87 * 000 Personen , die

in irgend einer Form von der Gemeinde Lohn , Gehalt oder Pension

beziehen.
In dor gesamten Hoheitaverwaltung wurden im Jahre 1947 ins «r

gesamt 1 * 598 , in den Unternehmungen 1 * 833 Personen eingestellt.

Bei den Unternehmungen ist die große Zahl insbesondere auf den

Bedarf bei den städtischen Verkehrsbetrieben zurückzuführen . Vor

allem versuchen wir , bei den Neueinstellungen Heimkehrer zu be¬

rücksichtigen , Wir haben bis Ende 1947 257 Heimkehrer einge¬
stellt , 266 Invalide und 105 KZler , besw . rassisch Geschädigte*
Die Wiedere Anstellungen von Gemaßregölten betragen in der Hohaits-

vorwaltung seit der Befreiung Österreichs die immerhin erkleck¬
liche Zahl von 882 , bei den städtischen Unternehmungen 361 Per¬
sonen.

Auf die Möglichkeit von Einsparungen beim Personal einge¬
hend , betonte ri »ebü -.r germeist er Honay , daß auf verschiedenen
Gebieten ein Personalabbau trotz einer großen Zahl von Beschäf¬
tigten nicht möglich sei , zum Beispiel in der Wohlfahrtspflege,
im Gesundheitswesen , bei den Fuhrwerksbetrieben , der Feuerwehr,
den Bäderbetrieben , u . a . , bei denen die Zahl der nicht zu ent¬
behrenden Beschäftigten allein 28 . 000 ausmacht , Bas soll jedoch
nicht bedeuton , daß auf dom Gebiet der Personalpolitik nicht
die größte Sparsamkeit Platz greifen müsse * Eine Verwaltungsre-
form müsse erfolgen . Jede Verwaltungsroform sei für die vom
Abbau Betroffenen ungemein schmerzhaft . Er werde sich aber be¬
mühen , einvernohmlich mit den zuständigen Körperschaften , in den
Betrieben insbesondere mit den Betriebsräten , in der Hoheit sver-
waltung mit den Personalvertretungen , hier nach dem Rechten zu
sohen * Wenn auf diesem Gebiete nicht katastrophale Verhältnisse
Glutroten , werden wir wahrscheinlich damit auskommeii , daß wir nur
die unbedingt notwendigen Neuaufnahmen durchführen und möglichst
-einen Ersatz für die zahlreichen durch Alter und Krankheit er-
* A Senden Ausfälle nehmen . Wir werden in der nächsten Zeit da¬
durch rigorose Abbaumaßnahmen vermeiden . Es kann auf keinen Pall
^ gelassen werden , daß durch einen eventuellen Abbau die seit
M5 c.ufgenommenen Opfer des Faschismus aus dem Gemeindedienst
s°bciden müssen#

^ ^
Vzbga *. Honay kam dann auch noch auf das Amnestie ge setz

äie Minderbelasteten zu sprechen . Er teilte mit , daß Sich
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die Stadt Wien in dieser Hinsicht nach dem Bund richten wird,
Die Lösung das Personal problcms sei in dar heutigen Reit

sehr schwierig # Hur wann alle drei politischen Parteien zusam-
öcshaltcn * wird die Stadt Wien ihren Huf «1s ec ^ialer Bionstgo-
ber wahren können . Es ist zu hef tm f daß bald bossoro wirtschaft¬
liche Verhältnisse kommen# morden , um die bisherige aoaIoIg Per«
sonalpolitik fortsotaon zu können (Allgonoinur BeifaLl,)

GH . Dr . Altaann ( K?ö ) verwies auf die großo Beunruhigung,
die in den letzten Wochen und Monaten unter dom Personal dar
Stadt Wion durch verschiedene Gerüchte und Äußerungen über be-
vorst shondo Parsonalabbauinaßnahmen eingotreten ist # Biese Ge-
riiohte lassen die Gefährdung der Existenz weiter Kreise befürch¬
ten, umso mehr , als dio wirtschaftlich «' s *** n±ion * « ine iTmntol«
lung auf eine andere Beschäftigung nicht möglich macht # Es ist

daher $ju begrüßen , daß Uer städtische Personalroferent ver¬
anlaßt gesehen hat , diesen Gerüchten über einen beabsichtigten
Abbau in oinem Interview entgegenzutreten , in dom
W aagoküöMc* J*c* , ' daß dio Stadt Wien keinen Angestellten zu
entli^ cn gedenkt * GH , Br . Altmann stellte sodann den Antrag,

diese bestimmte Horm der Erklärung von Wiener Gemoinderat
beschlossen worden soll.

Aber mit einer so lohen Beruhigung der Geaoindeaage stell -*
* en sc - noch nicht das Ziel einer erfolgreichen Personalpolitik
erreicht , Er hatte schon früher immer erklärt , daü die Gemeinde
als Dienst - und Arbeitgeber so geführt werden müsse , daß sie
*-oi spiel gebend für die gesamte Wirtschaft ist * Es muß anerkannt
wu'öen> daß dies auf vielen Gebieten schon der Pall ist * Einen
treten Fortschritt bedeutet da zun Beispiel die neue allgemeine
Dienstordnung * Jedoch bestünde zwischen der Bier *stOrdnung und
“** v"4 Eurcxiführung noch ein großes Vakuum , doch sehe er ein,

sich einem selchen großen Werk noch viele Schwierigkeiten
^ tgogeneetzen . Es ist wichtig festzustellen , daß es im Bereich
ier st - dtvorwaltung jetzt und in Hinkunft nicht einen Mann und

eine Frau geben darf , die ihren Bienst leisten und die da-
^ keine genügende Entleimung bekommen * Es besteht eine solche
^ pe bei uns * es sind die Ärzte in den Wiener Krankenanstalten,

6 Unter doc Titel " Gastärzte « voll , ja übervoll beschäftigt
SiM ö

4 Jrur s - e wurde zwar vor einiger Zeit der erste Schritt un~
mmn und eine Entlohnung vorgesehen : es gibt aber noch
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■p::eT - ei r>o grcße Anzahl von Bastärzten die keine Entlohnung

bekommen#
GR , Br # Altmann erinnerte weiter an einen von ihn gestell¬

ter. Antrag , in den er Begünstigungen für die Opfer des Faschis¬

mus verlangte . Es genügt nicht , solche Menschen nicht zu ent¬

lassen , sondern es ist notwendig , daß sie Jene Würdigung erfah¬

ren , die sic verdienen.

Der Redner brachte sodann mehrere Anträge ein und erläu¬

terte diese . Sin Antrag verlangt die Ausarbeitung einer Personal-

vertrotungsvorschrift # Ein anderer Antrag will die 6jähri Se

Prcivhi erst zeit auf 4 Jahre und in einzelnen Sparten wie bei

Pouerwohrleuten , auf 2 Jahre herabgesetzt sehen#

Bin Antrag verlangt die Einhai tung einer 48 - stündigon
Dienstzeit und dort , wo dies nicht möglich ist , eine entsprechen¬
de Üborstundenentlohnung . Bes weiteren einen Ruhetag und eino

besondere Vergütung für Arbeiten an Sonn - oder Feiertagen#
In seinem letzten Antrag verlangt .BR # Br # Altmann als min¬

deste Angleichung an die gosteigerten Lebenshaltungskosten ein

C-ehalt von mindestens 650 S und eine allgemeine Erhöhung der Ge~
kalter um 25 Prozent , Ferner verlangt er die 7/iedere inführ mag
3gs 13 , Monatsgehalts , zahlbar in zwei Raten . Biese Forderungen
sind das Mindeste , um nicht die Gefahr herauf zu beschwören,
daß für den Beamten die Korruption notwendig wird , damit er über¬

haupt sein Leben fristen kann#
GR# Lifka ( ÖYP) bemerkte , daß das anläßlich der Budget-

Debatte 1947 geschaffene Bienstrecht reformbedürftig sei , Er
verwies in diesem Zusammenhang insbesondere auf einen Antrag der
Goncindorätin Hiltl betreffend bessere Einreihung der Fürsorge¬
rinnen # Im Zuge der Beratungen für das Bienstrecht wurde davon
gesprochen , daß bis August v,J # sämtliche Unreihungen und Prag-
^ tisierungen ■durchgeführt sein v/ürden # Ber Redner stellt fest,
foß bis heute noch kein Abschluß dieser Aktion veriiegt.

Zur Nazifrags betonte der Redner , daß bereits Wiöderein-
heHungen von Nazis stattgefurden haben , daß hiebei aber das
fart oiai t gl io d sbuch ausschlaggebend gewesen wäre # Dieses spiele
-uch bei Neuaufnahmen eine große Rolle#

Der Erklärung des amtsführenden Stadt rat es , daß kein Per-
3Cxaal abgebaut werden würde , stellte GR , Lifka einen Ausspruch
^ 0B Stadtrates Honny auf einer Parteikonferenz , daß um 10,000 An-
^ stellte bei der Gemeinde Wien zu viel seien , gegenüber.
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Die Personslpolitik sollte nach ncuöJr ' Gruadsätzen ge-

ciacht werden . Die Verwaltungsreform solle nicht darin bestehen,

Personal abzubauen , sondern in erster Linie den Amtsschimmel zu

beseitigen und die Verwaltung so zu gestalten , daß ein gesundes

Verhältnis zwischen den Burgern und den Beamten unserer Stadt

erreicht werde . Der Redner bemängelt , daß mit Berufung auf das

Reichste istungsgesetz zu den Schne ^ äub -erUJigsarbeiten Betriebe

herangezogen wurden,die dringend Arbeiten für den Export durchzu-

fiihren gehabt hätten.
22um Schluß betonte der Redner , daß eine volksnahe Ver¬

waltung geschaffen werden müßte , die imstande ist , allen Be¬

dürfnissen der Bevölkerung Rechnung zu tragen . Trotz der vielen

Schwierigkeiten , die sioh immer wieder ergeben , muß festgestellt

werden , daß die Beamtenschaft und die Arbeiter und Angestellten

der Gemeinde Wien ihre Pflicht erfüllt haben . Der Gerneinderat sol-

Beamten , Angestellten und Arbeitern der Gemeinde Wien für

ihre MühewaltuAg im abgelaufenen Jahre den Dank aus sprechen, ^ ' ( 'Bei¬

fall bei den Pax 'W &aaj ^Qssen . )
GR . Wallner ( G?CVw ende tsjxüw- allem gegen die An¬

träge des Gemeinderates Dr . Ein Abbau von Bediensteten

werde sich bei gewissen nur auf bestimmte Dauer ge -d Sflä
stellan kaum vermeiden lassen . Jedenfalls werde der Abbau nach

sozialen - frö& icJrtia -punlcto ^ jvoT "g,en -ommen werden . Redner reklamiert
das bereits im Nationalrat eingebrachte Gesetz zur Wahrung der

Anwartschaften , welches erst die Anrechnung von Vordi3nstzeiten
bei der Übernahme in den Gemeindedienst ermögliche . Bei dem
Vorrücken in der Hoheitsverwaltung dürfe nicht allein die Scnul-

bildung maßgebend sein , man müsse auch die Leistung berücksichti¬
gen . Mit seinem Antrag auf Bezahlung der Überstunden für die
städtischen Bediensteten komme GR . Altmann bereits zu spät , da
die Verhandlungen darüber ebenso wie diejenigen über die Wahl von
^ rsonalvertretungen vor dem Abschluß stehen . Im Hinblick auf
diesen Antrag müsse daran erinnert werden , daß die Bevölkerung
in der Volksdemokratie der Tschechoslovakei dazu angehalten wird,
^ Sonntag unbezahlte Siegerschichten zu leisten , und die Kinder
dozu verhalten werden , Altmaterial zu sammeln . ( Lebhafte ZwisoLen-
rufe bei den Kommunisten - Gegenrufs . ) Zu dar Forderung nach
° iüer 25 $igen Lohnerhöhung und einem 13 . Monatsgehalt müsse man
‘ ragen , woher die Bedeckung kommen solle . Der Beschwerde des GR.
Ufka gegenüber , daß es noch immer provisorische Angestellte bei
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der Gemeinde gebe , verweist der Redner darauf , daß es beim Bund
zum Beispiel noch . Lehrer gibt , die bereits 16 Jahre provisorisch
angestellt sind . Die sozialistische Fraktion wird die Vorschläge
des Pinanzreferenten annehmen . ( Lebhafter Beifall der SPÖ . )

Damit ist die Debatte über die Geschäftsgruppe I abge¬
schlossen.

StR . Honay verwies in seinem Schlußwort auf die sach¬
liche Klage , daß die Umreihung verschiedener Angestelltenkategorien
noch nicht erfolgt ist . Diese Verzögerung wäre aber darauf zurück-
zuführen , daß das Gesetz über die Anrechnung der Anwartschaften
von anderen Versicherungen vom Nationalrat noch nicht beschlossen
wurde.

Was das parteipolitische Vorgehen einzelner Organe bei
der Einstellung von Nationalsozialisten betrifft , so bittet er
um Vorlage von Material über solche Fälle . ( Beifall ) Hinsicht¬
lich der Anträge des GR . Dr . Altmann bemerkte StR . Honay , man wäre
bisher der Meinung gewesen , daß seit 1945 endgültig mit der Dema¬
gogie gebrochen worden ist . Was aber heute dem Gemeinderat vorge-
lagt wurde , ubersolrre,Lt .e_f_js .alrr ^staxk --aTL .e~ G^ en 2ce_.n JL Erst am 5 . März
flat eine Konferenz der Betriebsrats - Obmänner der städtischen Dienst¬
stellen stattgefunden , wobei die Kommunisten den Standpunkt ver - ,,
treten haben , daß mit einer Lohnerhöhung allein keine Besserstel¬
lung der Lebenshaltung erreicht werden kann . Die Parole könne nur
lauten : Herunter mit den Preisen . Nur so kann das Realeinkommen

Arbeiter und Angestelltenschaft gehoben werden . Im Gemeinderft
Anträge zu stellen , die der Stadtverwaltung Finanzlasten aufer-
legen , die ins Uferlose gehen , sei eine Politik , die niemand in
oiesem Saal , der es mit der Angestelltenschaft ernst meint , ver-
treten kann . Eine 25prozentige Erhöhung aller Gehälter würde 86
Millionen Schilling ausmachon . Bisher war es in diesem Hause üb-

daß man für derartige Anträge auch immer den Weg gewiesen
wo die Mittel für solche Ausgaben gesucht werden können . Der

Standpunkt : Es wird schon irgendwie gehen , kann aber nicht die
Möthode ernsthafter Kommunalpolitiker sein . Aus diesem Grunde muß

einmal folgendes ausgesprochen werden : Die SPÖ hat der KPÖ
2 ihrer Kleinheit , mm die demokratische Zusammenarbeit in

iesem Saal überhaupt zu ermöglichen , aus - eigenem ein Stadtrats-
andat: verschenkt . Wir haben ihr damit die Möglichkeit gegeben,

^
a >ipt Anträge zu stellen , die nun dazu benützt wird , um Politik
Fenster hinaus zu betreiben , ( ßtarker Beifall bei SPÖ und

• ) Ich glaube nicht , daß diese Methode weiter betrieben werden
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kann . Man wird sich überlegen müssen , ob diese Zusammenarbeit

waiter aufrechterhalten werden soll , denn von hier aus muß ja
auch auf die Verhältnisse draußen Rücksicht genommen werden.
StR , Honay betonte , daß er nicht ohne Absicht darauf hingewiesen
hätte , daß die Stadt Wien 86 * 000 Arbeiter und Angestellte zu be¬
treuen hat . Wenn diese Forderungen auch nur zum Bruchteil ver¬
wirklicht werden könnten , so würde das eine Lawine unter allen
übrigen Angestellten auslösen . ( GR . Marek : " Das ist ja . auch ihre
Absicht ! ” ) Ich glaube daher , daß es einmal notwendig ist , daß
die beiden großen Parteien in diesem Hause der KPÖ zeigen , daß
ös so nicht weitergehen kann . ( Stürmischer Beifall . ) Als verant¬

wortlicher Personalreferent dieser Stadt muß ich mir sagen : Ich
kann nur das geben was möglich ist . Wir haben aber keine Ursache
and worden es nicht zulassen , daß auf diesem Gebiet hier in diesem
Hause chaotische Zustände einreißen . ( Starker Beifall bei SPö und
ÖVP . ) Es entspricht daher dem Interesse einer ordentlichen Ge¬
schäftsführung , wenn ich ihnen den Antrag unterbreite , daß die
Anträge der KPÖ insgesamt abgelöhnt werden , weil wir damit zeigen
wellen , daß wir demokratisch verwalten und uns nicht ven einer
kleinen Minderheit vergewaltigen lassen . ( Stürmischer Beifall . )
Würden diese Anträge auch nur der geschäftsmäßigen Behandlung zuge¬
führt werden,so könnten die Angestellten die nicht der Stadt 7/ien
^ gehören , daraus schließen , daß etwaige in Erwägung gezogene
Verbesserungen auch vielleicht ihnen zuteil werden könnten . Außer-
^ Qm liegt es im Interesse einer reinen Verwaltung dieser Stadt,

nicht Illusionen erweckt werden und daß nur eine aufrichtige
^ rsonalpolitik betrieben wird .

Hierauf wurden die Ansätze der Verwaltungsgruppe I ein¬
stimmig angenommen . Die Anträge des GR . Dr . Altmann wurden mit
Anstimmen der SPö und ÖVP abgelehnt.
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Stadtrat Br . Matejka ( KPÖ ) berichte üba ;r ^ en äVo-ranschlag

für die Geschäftsgruppe III . Kultur und Volksbildung . Der Refe¬

rent führte u . a , aus : ,
Her heute behauptet : solange es uns nicht '-besser geht,

könnenwir auch nicht besser fundierte , aber auch geschickter
organisierte Kulturarbeit fordern , schließt falsnh » Im Gegen¬

teil : nur durch aktivste und ertöiusiastische Arbeit auf allen Ge¬

bieten des Lebens werden wir es aus eigenen * Kräften dazu bringen,,

daß es rnf euch materiell , somit auch kulturell , besser geht.

Kulturarbeit als Volksbildung klärt Menschen auf . Sie erklärt

ihnen ihren Platz und ihre Aufgaben im Gemeinwesen , Sie erfüllt

sie durch die werke der Kunst und des Geschmacks mit 'Freude , Her¬

zensbildung und Begeisterung , Deshalb ist das Budget für Kultur

und Volksbildung mit ein Kernstück eines wohldurchdachten und

progessiven Gemeind eh aus halte , dem ran c .Klea eti kann , in welchem

Geiste die Stadt geleitet und vorwal bei wird*

Vor einer Irreführung bei der Ir ; hsieht der BudgetZiffern
fülile ich mich verpfl rollt et im besonderen zu warnen . Die Ausgaben
imVeranschlag 1948 weisen nämlich eine Steigerung » auf 2,281 . 201

Schilling von « nur ' » 792,20 SeLV hing , also um 203 » 3 Prozent auf.
Eine solche « Steigerung ” steht an dritter SV J . o 5 gleich nach den
" Steigerungen ” für die » Allgemeinen verwalt ur .gsangelegonheiten”
üd für die " Eauangelcgonheiton " *

«
Man bedenke aber , daß cs sich bol dieser " Steigerung " um

kciiiG wesentliche Vermehrung der Ausgaben handelt, , denn der g^ öß-
ü1 dos gesteigerten ^ ^ rägSs ^ iB ^ ' äbS ^ Ü^Örrichtendcn Denkmal für
üo Kämpfer gegen den Faschismus gewidmet,

Vir sind uns klar , daß wir in einer Notzeit leben , daß
keineswegs alle unsere finanziellen Wünsche in Erfüllung gehen
können und . dal wir uns sehr wohl nach der Decke strecken müssen,
ü °ch kann unsere g eine , rzli che lV:V : au3chung über men che Ziffern an -*
Satze durch noch so einsichtiges überlegen nicht entkräftet wer¬
den,

Boi der Kurstfüröorung soll unsere Sorge vor allein dem
Jugendlichen künsi 1 ei rochen Nachwuchs gelten . Die Forderung unsere
Itosi^ ehranstalxei ;. mit ihren Fl .nVrs iugsch V on und den in den
ünseinen Bezirken und ; ergobrachten Musikschulen , soll Gegenstand
unserer besonderen Obsorge sein * Je besser der Unterricht in den
Städtischen Musikiohrauytalten bexriepon ward , desto besser wird
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er in gann Wien werden * Die Berufung hervorragender künstle-

risch anerkannter Lehrer , die Modernisierung des Unterrichts-

planes in steter Anpassung an die Bedürfnisse der Gegenwart

ist Pflicht der Stadt Wien . Las Konservatorium der Stadt Wien

hat sich heute einen gleichwertigen Platz neben der gleichen

staatlichen Schule gesichert.
Ähnliches gilt auch für die Modcschule der Stadt Wien,

die nunmehr in Schloß Hetzor .dorf unt er gebracht ist , einer zeit¬

gemäßen Schöpfung der modernen Stadt Wien , auf die sie bereits

heute stolz sein kann , und die in Zukunft erst recht die Berech¬

tigung ihrer Existenz vom Standpunkte der Stadt Wien und ganz

Österreich erweisen wird . Die trotz den heute noch ungünstigen

räumlichen Verhältnissen erfrischend guten Leistungen der Schü¬

lerinnen . berechtigen zu den schönsten Erwartungen * Die Schule r-

ausstellungon sind ein mehr als erfreulicher Beweis vorhandener

und gut geleiteter ausgezeichneter Begabungen # Wenn im vergan¬

genem Jahr bereits die außerordentlich reiche Modebibliothek cior

Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden konnte , sc hoffen wir,
daß im heurigen Jahr auch noch die Kode Sammlung in Verbindung
mit der Modobibliothek in geeigneter Aufmachung in Erscheinung
treten kann . Hoffentlich gelingt cs , dem Stadtbauamt den für

heuer beantragten Aufbau des bombenbeschädigten Teiles des

Schulgebäudes , der für die Unterbringung der Schneiderwerkstät¬
ten benötigt wird , zeitgerecht vor Beginn des neuen Schuljahren
zu beonden . 6000 Besucher haben sich in der Schlußausste *llung
aa den Arbeiten der Schülerinnen erfreut # Diese jungen Mädchen

worden nach Beendigung ihrer Ausbildung dde Vorzüge der wiener
Modo nicht nur für di ^bcssergestellten Schichten der Bovölko-

rung gelernt haben , sondern ihr Können in den Dienst der arbei¬
tenden Bevölkerung stellen*

In weiterer Folge wird alles darangosotzt werden müssen,
für die Schüler der Mus iklohran st alten und der Modoschule

ein geeignetes Internat zu schaffen , um die zahlreichen Schüler
von ^üswärts unterbringen zu können*

Im weiteren soll durch die Gewährung von Schulgeldbei-
hilfoa und Stipendien an die Schüler der gesamten Kunstschulen
^üchtigon jungen Menschen Gelegenheit zur fachlichen Entwich -*-
liua.g geboten werden*
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Mit der Begabtenförderung im Zusammenhang sind auch

die Bemühungen um die bereits ausgebildeten Künstler und die

jungen Autoren und Komponisten hervorsuheben « Wir wollen wie

bisher , soweit es uns möglich ist , durch Initiierung , Förderung

und durch Veranstaltung von Konzerten , Kunstausstellungen , durch

Erteilung von Kunstaufträgen , Veranstaltungen von Dichterlesun¬

gen und vor allem in Presse - und Radioaussendungen für diese

jugond eihtreten.
Dieser Aufgabe dient auch die Förderung des musikalischen

Wettbewerbes , der von der G-eso 11 schaft der Musikfreunde auch die¬

ses Jahr abgehalten werden wird , und der Mnaika &oahen , die die

Konzerthaus ge sel .l ^gcjiaft im Jun i du rchführen wird und die Wien

als Musikstadt wieder in das richtige Licht setzen sollen.

Der Betrag , der für Begabtenförderung eingesetzt ist, „ ist

ger^ng -und unzureichend . Die Wiener Jugend ist künstlerisch . begabt

und wird den Platz ihrer Vorgänger würdig einnehmen . Das demon¬

strieren die Ausstellungen , die Theater - und musikalischen Vor¬

führungen des Nachwuchses , das zeigt die Dichtung der „ .Jungen

jhre immoje^xaetur • wachsende, .,Anteilnahme - an allen Fr « -

,/
^ gen des echten

'
Tcultttrellen Lebens,

Der Referent gibt der Erwartung Ausdruck , daß die Neure¬

gelung der Verhältnisse der Wiener Symphoniker binnen kurzem er¬

folgt . Daer MnsikXühcn ~ i »r -Wien ve^ angf . s
_^.

in
'
SELen und in der Welt anerkanntes Konzert Orchester neben den Phil¬

harmonikern . Die Y/iener Symphoniker haben sich den Ruf eines

solchen bereits längst erworben . Die ' Stadt Wien kann stolz sein,
oin solches Instrument zu besitzen und hat dafür die Verpflich¬
tung , dieses zu fördern und zu immer höherer Leistungsfähigkeit
anzure gen.

Im Voranschlag erscheint nicht der Betrag , der für die

finfeiello Sicherung des Orchesters Wiener Symphoniker gedacht
ist . Daß die Stadt Wien über ein Orch ^ g ^ g r verfügen können muß,
das in erstklassiger Qualität dem gesomten/Kulturleben zur Ver¬

fügung steht , erscheint ihrem Ruf als Musikstadt angemessen,
loh betone daher von dieser Stelle aus , daß ich die Lösung der

Frage der Wiener Symphoniker - nach wie vor - für eine der vor¬

dringlichsten Aufgaben meiner Verwaltungsgruppe halte#

Zum Kapitel Wissenschaft und Volksbildung bemerkte der

Rodner*
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Besonders Sorge gilt dem weiteren Ausbau und der Ent¬

wicklung der Volksbildungsstätten . Derzeit bestehen 14 Volks¬
hochschulen .

In wirtschaftlicher Beziehung erfolgt die Förderung
im Wege der Gesellschaft der Bildungsf reunde

_ , der insbesondere

die Verteilung der von der Stadt Wien zur Verfügung gestellten
Subventionen obliegt.

Die Volksbildungsstätten haben durch die EriagsVerhält¬
nisse und die Entwiöklung der letzten Jahre zweifellos schwer

gelitten und bedürfen auch einer inneren Erneuerung . Die Ent¬

wicklung hat ja die volksbildnerische Tätigkeit in den letzten
Dezennien verlagert . Es darf nicht übersehen werden , daß die ver¬
schiedenen Fortbildungseinrichtungen auf gewerkschaftlicher oder

berufsorganisatorischer Grundlage einen nicht geringen Teil der
früher in den Volksbildungshäusern zentralisierten V-olksbilduhgs-
srböit übernommen haben.

Nicht zuletzt muß in diesem Zusammenhang auch auf die
Auswirkungen des Einos Bedacht genommen werden . Es ist wichtig,
die volksbildende Aufgabe des Kinos zu erkennen und danach zu
handeln . Der Kampf gegen Schmutz und —-Schund beim Film , der Kampf

^ .̂ werfv *olla -^ uiiair -filmö , ist ein wichtiger -Teil, . d .är ^Vlo .lksbildL ' nr
Unter diesen Aspekten bedarf es also einer Intensivierung,

dind auch größeren Spezialisierung dar Tätigkeit der Volksbildungs-
statten , die auch heute aus der Volksbildung nicht -wegzudenken
sind . Daß damit Kosten verbunden sind , liegt auf der Hand . Volks¬
bildende Einrichtungen wie die " Künstlerische Volkshochschule " ,
wie die " Kleine Galerie ”

, die besondere Heranziehung des Radios
zum Dienste an der Volksbildung , die Verstärkung des Kulturpres¬
sedienstes , seien als weitere Mittel beispielsweise erwähnt.

Besonders muß auch darauf Gewicht gelegt werden , daß
staatlichen Theater , vor allem das Burgtheater und die Oper,

ffie hr und mehr in den Bienst der breiten Schichten der Bevölkerung
Bestellt werden . Es wäre in einem demokratischen Gemeinwesen un¬
sagbar , aus öffentlichen Steuergeldern erhaltene Institutionen

e * nefa kleinen Teil der Bevölkerung zugänglich zu machen . Bio
^ adt Wien wird hier allen ihren Einfluß aufzubieten haben , um die
toteressen der Wiener Bevölkerung bei Führung dieser Theater zu
wahren . Ähnliches gilt auch für die Konzertveranstaltungen.
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Bar Redner beschäftigte sich sodann mit der . durch die

Entwicklung bedingten Wandlung der Aufgaben der Volkshochschulen

und ihrer finanziellen Sicherung # Daran anschließend bemerkte er;

2ie Volkshochschulen selbst müssen aber ihren Teil zur Reform

gleichfalls beitragen , indem sie von der Form der konventionel¬

len Vortrags - und Kurstätigkeit abgelien und einen Lehrplan her-

ausarbeiten , der den wissensdurstigen Hö - rer den Weg zu einem

gosantsn Weltbild und zum Lebensbedarf weist.

Die Arbeit der Verwaltungsgruppo auf diesen Gebieten
« Film und Theater " verlangt in der Budgetdebatte gleichfalls Er¬

wähnung , umsomehr , als sich gerade in der letzten Zeit die Öffent¬

lichkeit mit den Kragen des guten und des schlechten Bilms be¬

schäftigt hat . Wenn vorhin gesagt wurde , daß dar Bilm zu einem

wichtigen Instrument der Volksbildung geworden ist , dann muß er
auch als solches geschaffen und benützt werden.

Die Gemeinde Wien vorfügt heute durch die ” Kiba ” über
i

eine beträchtliche Anzahl von Kinos , die sowohl Absatz garantie¬
ren , wie kapitalbildend für die Bilmproduktion wirken können.
Benützt sie diesen Ansatzpunkt für eine Einflußnahme innerhalb
£er österreichischen Bilmwirtschaft und setzt sie sich wenigstens
fine teilweise Kommunalisierung der Kinos zum ernsthaften Ziel,
so wird dio städtische Kulturpolitik die Frage nach dem künst¬
lerischen und volksbildnorischen Film bald positiv beantworten
können. Heute kann vorerst dar künstlerische Bilm durch Organi¬
sation wie die " Gesellschaft der Bilmfreundo " besonders propa¬
giert und gefördert werden - ein Mittel zur Ausschaltung des
schlechten Bilms besitzen wir nicht.

Was allerdings unbedingt gefordert werden muß , ist die
strikte Einhaltung des Jugendverbotes , für welches eine gesetzli •
Cl*° CrTOidlago vorhanden ist und an welches sich auch die alliier-

Mächte , die es angeht , halten müssen . Bei der Forderung der
al S ßefärrdoten österreichischen Kulturfilmproduktion wird die
otadt Wien gleichfalls ihre Hilfe nicht versagen.

Mo Stadt Wien hat in weiser Voraussicht einen 7 Millio
aea- Krüüit für eine Pabst - Kiba - Produkticn bewilligt und ich
Mt u Q dun Wiener Gerneindorat , die Bedeutung dieser Binaiö . eistun 0' G'' ° nur r oin wirtschaftlich spekulativ zu betrachten , sondern

^
C^

,

V0W ^ and Pur--ki aktueller kulturpolitischer Verpflichtungen
1 Stadt aus , denen sie sich im . Hinblick auf neue Aufgaben in

liKl nouon Zeit nicht zu entziehen gedenkt.
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Was die Einflußnahme der Stadt Wien auf die Wiener Thea¬

tor anlangt , so ist diese durch die Verleihung der Konzessionen

in einen gewissen Sinne gegeben.
Was die Einflußnahme auf die Führung und Verwaltung der

Bandestheater betrifft , so wurde bereits im Jahre 1945 bei der

Überlassung des Volks Operngebäudes und des Theaters an der Wien
durch die Stadt Wien an die Bundestheatarverwaltung festgelegt,
daß die Stadt Wien als öffentliche Vertretung der Wiener Bevölkern
in den wichtigen Fragen der Staatstheater gehört werden müsse . Dia
umsomehr , als die Stadt Wien auf die Einhebung der Vergnügungs¬
steuer bei den Bundestheatern verzichtete und damit ein Vielfachen
von sämtlichen anderen kulturellen Subventionen als Unterstützung
für die Bundestheater leistet . Die Bundestheatordirektoren kommen
um die Aufgabe nicht herum , das Repertoire unserer Zait zu schaffen
und neue Besuchermassen durch eine soziale Preispolitik für die
Bundostheater zu gewinnen . Die Stadt Wien wird daher darauf be¬
stehen müssen , daß ihr zumindestens bei dar Spielplangestaltung,
der Preisgestaltung und in der Frage des Neuaufbaues der zerstör¬
ten Bundestheatergebäude der ihr zukommende Einfluß eingeräumt
werde . Baß die Theater im allgemeinen mit ihrem Repertoire inhalt¬
lich und formal mit dem heutigen sozialen und politischen Leben
der Wiener Bevölkerung in engster Verbindung stehen müßten , ist
3ino Selbstverständlichkeit . Der soziale Wille der Wiener Bevöl¬
kerung soll nicht zuletzt in wertvollem Zeitstück zum Ausdruck
gebracht werden.

Wohl der sicherste Garant zur Überwindung jeder wirt¬
schaftlichen Theaterkrise , aber auch für einen echten demokrati¬
schen Theaterbesuch oleibt nach wie vor eine systematische Publi¬
kumsOrganisation auf der Basis der Freiwilligkeit.

Ein nicht unwesentlicher Beitrag zur Kulturförderung ist
such in der Vergebung der von der Stadt Wien für Kunst , Wissen¬
schaft und Volksbildung jährlich ausgesetzten Preise zu erblicken.

wieder verliehenJahr eie Preise
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Als eine besonders wichtige volksbildnerische Arbeit ist die

Veranstaltung von Ausstellungen hervorzuheben « Im Jahre 1947
fanden nicht weniger als 161 Ausstellungen in Wien statt , im
Jahre 1948 sind es bereits 32 , bei denen zum größten Teil meine
(jeschäftsgruppe vorbereitend oder auch durchführend mitgewirkt
hat # In dieser Wochö sind die letzten Vorbereitungen der Aus¬
stellung " Wien 1848 " im Gange , die eine gemeinverständliche und
sinnfällige Darstellung der Ereignisse des Jahres 1848 , ihre Vor¬
geschichte und Auswifcung zeigen soll * Eine internationale Plakat-
ausstollung soll das allgemeine Interesse für ein schönes und
wirksames Plakat erwecken.

Die Steigerung des für Kunstförderung angesetzten Bstra-
gos auf s 200. 000. - gegenüber S 165 . 000 . - im Vorjahr bedeutet
ein starke Schmälerung , Rechnet man aber dazu noch den Betrag
der bol den Städtischen Sammlungen für die Erwerbung von Sammel-
stüokon oingesÄifrtön S 60 . 000 « - , sg - kann immerhin gesagt werden,,
daß dio Stadt Wien wenigstens einem Teil ihrer Verpflichtungen
den schaffenden KüJWitlerÄ -gggenüber nachkommt.

Die große volksbildnorische Aufgabe , durch eine Dezen¬
tralisierung dos Ausstellungsweacns zu lösen und durch fort ge *-

. s$Ut$ Werbung für volksbildnerisch inszenierte Ausstellungen-
wioficr das Verständnis weiter Kreise zu wecken, gehört zu den Ob-
liögcnhoiten einer verantwortungsvollen Kulturverwaltung , Die im
Vorschlag eingesetzte Summe von S 250 . 000 . - v/ird zum Teil diesem
Zweck dienen. Den allergrößten Teil allerdings wird die Veran¬
staltung der Ausstellung " Wien 1848 ” aufbrauchen . Selbstverständ¬
lich muß der besonders wichtigen Volksbildungseinrichtung der
Stadt Wien , nämlich den Städtischen Büchereien , die größte Sorg¬
falt zugewondot werden. Die Städtischen Büchereien haben mit
itoon 50 Außenstellen eine beachtliche Extensität erreiht , und
nuß wird im besonderen Maße auf die Intensivierung in Bezug auf

Buchbestand Wert gelegt werden . Die Zahl der Bücher kann im
Jahre194Q mi -fc194,000 angenommen werden , noch immer um 50 . 000
Bicher weniger , als im Jahre 1937 zur Verfügung standen.

Der Voranschlag für das Jahr 1948 enthält für ErhaltungUnd-rganzung der Buchbestände S 150 . 000 . - . Raptyiot man den duroh **
^hnittliehen Bücherpreis mit etwa s 30 * - , so bedeutet döö pr @ Jähi*
5 * °0C Neuanschaffungen . ^
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Bedanktman aber , daß von dieser Summe noch die Kosten für den

Buchbinder in Abzug gebracht werden müssen , so können nur unge¬

fähr 4 . 000 Bücher pro Jahr angeschafft werden . Das bedeutet pro
Bücherei und Monat kaum 10 Bücher . Als zerlesen muß man monatlich

eine weit größere Anzahl aus den Büohereien Ausscheiden.
Die Stadtbibliothek und die Städtischen Sammlungen lei¬

dennoch immer unter einem außerordentlichen Raummangel . Beide
Institutionen könnten sich der Öffentlichkeit mit ihren großen
Beständen ganz anders zeigen . Die Versuche , duroh kleine Schau¬
stellungen , so zuletzt die Ausstellung der Städtischen Sammlungen
über die Neuerwerbungen und über die Vor- und Frühgeschichte Wien ;;
beweisen , welche Werte hier nooh der Öffentlichkeit zu erschließ-
sen sind und welch große * die nn di

' nijaot •

Di* ‘ Stadtbibliothek hat die Rückführung dar während dos
Krieges wegge führte » .. Bestände beendet . Leider sind alle Bemühungen
der Stadtbibliothek , eine geeignete Unterbringung zu verschaffen,
bis jetzt vorgeblich gewesen » Die Städtischen Sammlungen verfügen
über einen riesigen Schatz von Kunstgütern und historischen Objek¬
ten . Die Bemühungen , ein Haus für die Städtischen SammlungA* - « u
finden , sind gleichfalls bis jetzt ergebnislos vesl -au^ a .* Zu gro &«
Maptierungskosten bei geeigneten Gebäuden waren auch hier das
Haupthindernis . * ]

Die Sportförderung wird sich im laufenden Jahr vor allem
auf eine . moderne Planung der Anlagen für Sport - und Spielplätze,
insbesondere für die Jugend , zu beziehen haben . Wenn auch größere
Investitionen unter den gegebenen Verhältnissen aus finanziellen
Gründen nicht möglich sind , so muß doch schon voraus schauend be-
reits jetzt für eine ausreichende Zahl solcher Einrichtungen im
Hahmen der Stadtplanung vorgesorgt werden . Dem Jugendsport gilt
anS9re besondere Obsorge . Im übrigen muß die Wiederherstellung
*er äureh die Ereignisse der Kriegs jahre schwer betroffenen An-
^a sen fortgesetzt werden . Neben der Wiederinstandsetzung der
Stadion-Betriebsanlagen kommt hier auch die große Zahl der pri-
Vaten Sport - und Spielplätze in Betracht.

Bie im Jahre 1947 eingeleitete Sportgroschenaktion hat
^freulicherweise die Möglichkeit geboten , den privaten Sport¬
organisationen hilfreich beizuspringen . Ein Betrag von S 124 . 000 . -
k°nnte ihnen zur Verfügung gestellt werden*
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Erörterungen sind wohl nützlich , aber nicht ausschlaggebend,

fonn in glücklicheren Städten heute pro Kopf der Bevölkerung

durchschnittlich 5 m
2

Sportfläche zur Verfügung stehen , hält

Wien erst bei einem Satz von 1,4 m2 .
Ein mit der Volksbildung unmittelbar zusammenhängendes

Tätigkeitsgebiet meiner Verwaltungsgruppe betrifft die Heimat-

pflücio . Sie umschließt die Orts - und Stadtbildpflege , ferner die

Denkmal pflege , den Naturschutz , zu dem auch ein neues Gesetz in

Vorbereitung ist , und mit er Heimatpflege im engeren geistigen
Zusammenhang Benennung "von -Verkehrsflächen und städti

schon Gebäuden , Gerade der Stadt - und Ortsbildpflege kommt im

Nahmen des Wiederaufbaus der Stadt Wien und bei der Stadtplanung
besondere Bedeutung zu . 2s sc. llen hier nicht in einer konserva¬
tiven Sentimentalität Dinge bewahrt werden , die nur einer gesund
den , vernünftigen Entwicklung hindernd im Wege stehen.

Umso wichtiger ist es , das vorhandene Wertvolle für die
Zukunft zu bewahren . Hier muß der Stadtpläner im engen Einverneh¬
men mit dom Heimatpf leger und Denkmal Schützer vorgehen,

Sur Dcnkmalpflege sei bemerkt , daß unser Bemühen dahin ge
richtet ist , die durch die Kriegshandlugrgei i ■ fre«c hfeTd 1gton

~^oder in¬
folge &w? Kriegsverhäl ^ nisse verbrachten Denkmäler wieder aufzu-
stellou*

In der Rubrik « Denkmalpflege « findet sich ein Betrag von
S 900 . 000 . - für die Errichtung eines Opferdenkmals . Mit der G-e-
ftohmigung dieses Betrages erfüllt die Stadt Wien eine bereits
seit dem Jahre 1945 von allen Parteien und Bevölkerungssc .hichten
gestellte Forderung , den gefallenen Kämpfern gegen den Faschis-
ius und für ein freies Österreich eine würdige Grabstätte zu
schaffen . Hach zahlreichen Hemmnissen und langwierigen Verhand¬
lungen steht endlich fest , daß der aus einem Wettbewerb preisge¬
krönte Entwurf von Cremer - Schütte ausgeführt wird . Die Inschrift
wird leide *» nicht wörtlich davon Zeugnis ablegen , daß tausende
Opfer « gegen den Faschismus gekämpft « haben . Der wachsamen Wie-
r'Gr Bevölkerung aber wird dieses Denkmal trotzdem eine Mahnung
8° lu , daß der Kampf gegen den Faschismus noch nicht beendet ist.
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In der Spezialdebatte sprach als erster GR . Steinhardt
( XPÖ ) . Er betonte eingangs , daß die Geschäftsgruppe III keine
sehr starke Belastung für die Gemeindeverwaltung einer Stadt
darstülle , die den Ruf hatte , die Stadt der Kultur zu sein . Der
Redner ging dann auf die einzelnen Abschnitte des Referates von
Stadtrat Matejka in längeren Ausführungen ein und gab hiezu ver¬
schiedene Anregungen . So stellte er fest , daß es unbedingt not¬
wendig wäre , für die Einhaltung des JugendVerbotes zu sorgen und
3arüber hinaus , selbst auf die Gefahr hin , das Odium der Zensur
auf sich nehmen zu müssen , solche Filme wie sie in letzter Zeit
in Wien gezeigt wurden , zu verbieten . Bei den Theatern machte GR.
Steinhardt den Vorschlag , nicht den Arbeiter aus den peripheren
ßegenion der Stadt den weiten Weg zu den meist in den inneren
Bezirken gelegenen Theatern zurücklögen zu lassen , sondern die
itat zu den Arbeitern in die Vorstadt hinauszutragen . Bei dem
Programm der Volksbildungshäuser bemängelte der Redner , daß zwar
alias , was der Wiener braucht , um sich wsiterzubilden , gebracht
«erde , es aber leider an soziologischen und gesellsohaftskriti-
schen Vorlesungen mangle . Bei den städtischen Büchereien wiederum
disse getrachtet werden , im Laufe dieses Jahres mehr Geld zu ihrer
Auffüllung aufzuwenden . Zum Schluß wandte sich GR . Steinhardt
(kr Modeschule der Stadt Wien zu und gab die Anregung , den arbei¬
tenden Frauen und Mädchen in geeigneter Form die Möglichkeit zu
^ Qn > Kenntnisse und die Erfahrung der Modeschülerinnon für
heh zu verwerten.

GR . Br . Robetschuk übernimmt den Vorsitz.
GR . Eleonore Hiltl ( ÖVP ) hebt die Weltgeltung Wiens

nem Gebiete der Musik , der Mode , des Kunstgewerbes und der
GeschmacksIndustrie hervor , die dazu verpflichtet , die Stadt wieder

^
dem großen Kulturzentrum zu machen , das sie früher war . Bei Er-

dieser Aufgaben müsste nach demokratischem Geist vorgegan-

Part

^ ZU ^ Ön ^ era ^ un^ eri ra tißten auch die Funktionäre der anderen
6len hera ngezogen werden . Bei der Auswahl der Künstler müsse

„ .
ren Fähigkeiten nicht aber auf die Zugehörigkeit zu einer

•
C3i

3Sen Partei gesehen werden . Fs berühre sehr , daß die Gemeinde
1

Eögabtenunterstützungen oft nicht mehr a ? s 50 bis 100 Schilling
•

«-onne . Vor allem müssen wirkliche Künstler , nicht aber
dVT V*ö 4» *

Vrn ör 3 ^ner dekadenten Problematik unterstützt werden . Die
tan v

lst einö der wichtigsten Institutionen , um den brei-
s messen Allgemeinwissen und Fachwissen tu vermitteln.



22 . März 1948 "
.Rathaus - Korrespondenz" Blatt 347

Erfreulicherweise wurde das Programm der Volksbildung intensi¬
viert und ausgeweitet • Bei der Programmgestaltung und Auswahl
der Vortragenden muß aber nach demokratischen Prinzipien vor¬
gegangen und auch der anderen großen Partei das Recht auf Mit¬
bestimmung eingeräumt werden . Besonderer Wert ist auf die prak¬
tische Ausbildung , vor allem auf dem Gebiet des Volksliedes,zu
legen . Die Arbeit der Volksbüchereien ist erfreulich , doch dürf¬
te bei Berufungen auf verantwortungsvolle Posten nicht so sehr
nach dem Parteibuch , sondern müßte mehr nach den Fähigkeiten
entschieden werden . Rednerin möchte wissen , wie cs zu der jetzi¬
gen Zusammensetzung des Vorstandes des Vereines " Zentralbibliothe -k“
gekommen ist und in welcher Beziehung dieser Verein zur Gemeinde
Vion steht . Den städtischen Musik - und Modeschulen , die sich
eines beträchtlichen Aufschwunges erfreuen , muß eine besondere
Unterstützung gewährt werden . Hervorzuheben ist hier die Mode-
schule in Hetzendorf . Wir wünschen , daß im Rahmen der Bautätig¬
keit der Errichtung moderner lichter Schulgebäude ein besonderer
Platz oijige räumt werde , daß die Erziehung der jungen Menschen
zu wahrer Demokratie , sittlicher Verantwortung und im Geiste
einer Religion erfolge , die die einzige sichere Gewähr für die
Einhaltung der Gesetze der Menschlichkeit und des Friedens bie-
^ t . Rednerin wendet sich gegen die Zusammenlegung der Jungen-
«nd Mädchenklassen in manchen Pflicht schulen , Die ÖVP . - Fraktion
vortritt den Standpunkt , daß wir nicht nur für materielle Dinge,
sondern auch dafür sorgen müssen , daß auf geistigem Gebiet das
Antlitz unserer Heimatstadt wieder wird , wie es vor Jahrhundo-
ton war , Der Mansch lebt nicht nur vom Brot , sondern sogar der
Ärmste will auch geistige Anregung haben . ( Lebhafter Beifall bei der
OVP . )

. _
B

_
l anc k ( SPÖ ) unterzog das Budget für Kultur - und

■Bildung einem Vergleich mit den Ansätzen des Vorjahres und
der übrigen Geschäftsgruppen . Dabei stellte er fest , daß

,

3 Budget keine Verschlechterung erfahren hat , sondern daß es
Ansatz praktisch um 90 Prozent höher ist als das des Jahres

* Außerdem wäre aber noch zu bedenken , daß auch alles , was

oberif
^ l ^ rt 8 ^ ! 020 , ^ ^ ^ ohnhausbau usw . geleistet wird,r alls der Kultur zugute kommt . Trotzdom wird die Gemeinde

j
.

%
Slc einmal wieder in einer besseren finanziellen

wi ^ u -^ ur und Volksbildung ein noch besseres Budgetm logon.
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Wenn auch die Einrichtungen des Amtes Bf ür Kultur und

Volksbildung keineswegs mit den Augen des Kaufmanns betrachtet

werden dürfen , ist es aber zum Beispiel den Städtischen Bücherei¬

en aus eigenem gelungen , ihre finanzielle Lage gegenüber Üem

Vorjahr zu verbessern.
Pur die Volksbildung hat die Stadt Wien im Vorjahr

200 . 000 Schilling ausgegeben , während in den Volksbildungshäusern
16 . 000 Menschen Wissen gesucht haben . Die Stadt Wien hat damit
für jeden Hörer 12 y2 Schilling auf gewendet , was bedeutet , daß
sie 50 Prozent der tatsächlichen Kursgebühren getragen hat . Der
Bund hat für den gleichen Zweck nur 15 . 000 Schilling aufgewendet.
In diesem Zusammenhang ersuchte der Redner die Vertreter der
österreichischen Volkspartei , dahin zu wirken , daß die Subven¬
tion des Bundes sich erhöhe . Br stellte ftarner fest , daß es in
der Zeit vcr 1934 viele Mäzene gegeben hat , die wesentlich zur
Finanzierung der Volksbildung beigetragen haben , nunmehr aber
ausgestorben zu sein scheinen.

GR . Planek würdigte sodann die Bedeutung der Aktion
'‘Jugend am Werk ”

, die die arbeitslose Jugend erfaßt , soweit sie
sich erfassen lassen will . .

Die Ausstellung " Wien baut auf ” hat den Ruf der Stadt
t«ien weit in das Ausland getragen . In dieser großen volksbildne-
rischen Ausstellung wurde die Bevölkerung über verschiedene not¬

wendige Dinge aufgeklärt . Die Ausstellung wurde von rund 100 . 000
Manschen besucht , wovon 40 . 000 an Rührungen teilgenommen haben.
Fs fanden 56 Vorträge und Veranstaltungen und 42 Freikonzerte
statt , die von 35 . OOO Menschen besucht wurden . Alle , die an die¬
ser Ausstellung mitgearbeitet haben , haben sich ein großes Ver¬
dienst um dia Stadt Wien erworben.

Im Kampf gegen Schmutz und Schund lehnte GR . Planek
jede form von Zensur ab . Sie wäre seiner Ansicht nach kein brauch-
bares Mittel , um die Kunst zu fördern . Kunst kann nur dort wachsen
wo ösistige Freiheit herrscht . Jedoch müssen gegen Schmutz und
^ hund alle jene Mittel sngewendet werden , die das Gesetz bietet.
®e sonderes Gewicht wäre in diesem Zusammenhang auf die Papier-
Heilung zu legen.

Weiter kam GR . Planek auf die Ravag zu sprechen , die
^ n i °hts mit der Gemeinde selbst zu tun hätte , jedoch sehr

mit dem kulturellen Ruf der Stadt Wien , Es wäre wichtig,
I iör Programmgestaltung die sogenannte ”Dulliöh - Stimmung ” auf
II Mindestmaß einzuschränken . Denn nicht diese , sondern Ent-
£ un 8 , Arbeit und Ernst kennt diese Stadt.
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Außerdem wäre es an dar Zeit , der Arbeiterschaft wieder
ihre alten Kulturstätten zu geben . Der Redner forderte vor allem
die Rückgabe des Favoritner Arbeiterheimes . GH , Planck schloß
mit den vorten ; Möge diese Stadt nieder zu dem werden , was sie
war , eine soziale Stadt , eine Stadt von wirklicher Weltkultur.
( Starker Beifall . )

In seinem Schlußwort wies Stadtrat Br . Mate .jka im Zusam¬
menhang mit den Anregungen des GH . Steinhardt auf eine Topographie
ior -Kultur - und Volksbildung in Wien hin , die deutlich zeige,
für die Verwaltung ? gruppe III noch Aufgaben zu lösen sind .

Der Redner widersprach energisch den Anschuldigungen
3sr GR . Hiltl , daß in seiner Geschäfts gruppe die Vergebung von
Aufträgen von der Parteizugehörigkeit abhängig gemacht werde . Bi - s
war so weder in der Angelegenheit < der Kunstschüler noch beim Vor¬
stand der Zentralbibliothek.

In der Frage der finanziellen Beteiligung des Staates
an der Förderung der Kultur - und Voj . ksbu .dung streifte .Stadtrat
Dr * Mate j ka kvrz die ^ r-rinht ^ng s ...Up^ iJxrtcsjund jLch
hier bosonaers jdio - Tatsache , daß -̂ s die Gemeinde Wien war , die
diesen Gedanken als erste aufge .g x if :Cen habe . Ar gab seiner Hoff—
*4Uab<-4USGJuck , daß der B und dies b a r uc ks ic h t ig e n w erden.

In der darauffolgenden Abstimmung wurden die Ansätze des
3 * Hauptstückes des ordentlichen und außerordentlichen Voran¬
schlages angenommen 0

Sodann leitete .Stadtrat Br . Freund die Beratungen über

t
Geschäfts gruppe IV , Wohlfahrtswesen , ein . Die Beratungen

" uh>en dann unterbrochen und werden morgen um 8 Uhr früh fort-
ßesetzt.

D ^ n Bericht über die Rede des S ’: R . Dr . Freund bringen
Wlr morgen.
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Die Teilung von Floridsdorf

Bin Wi^ or Montagblatt bringt heute die Nachricht , daß

die Teilung des 21 . Bezirkes ab 1 . April d . J . wirksam werde . Dazu

wird £ « atgestellt , daß das vom Wiener Landtag am 21 . Juli 1947

beschlossene Gesetz , durch das durch . . .Abtrennung einos Teiles des

21 , Bezirkes ein 22 . Bezirk , Donaustadt , geschaffen werden soll,

bisher wegen eines Einspruches der Alliierten nicht verlautbart

worden konnte * Da dieses Hindernis bis jetzt nicht beseitigt
wurde , entspricht diese Nachricht jedenfalls nicht den Tatsachen.

Entfallende Sprechstunde

Am Mitti *K>cb , den 24 . März , entfällt wegen dienstlicher
Vfüfhindflrting die Sprechstunde beim amtsführenden Stadtrat für
das Wohnungs - , Siedlungs - und Kleingartenwe ŝen , Gottfried Albrecht#
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